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Editorial
A ls Medienschaffender hat man es dieser Tage nicht leicht: ständig kritische Kommenta-

re löschen, in den Artikeln Daten beschönigen, unerwünschte Fakten vertuschen. Und 
dann noch der wöchentliche Rapport in Berlin, wo alle Medien vom kleinen Studentenma-
gazin bis zur großen Tageszeitung antanzen müssen, um sich von der Kanzlerin persönlich 
die Berichterstattung der nächsten Woche in den Block diktieren zu lassen! Die Kollegen 
vom „Staatsrundfunk“ haben’s gut – die gehen wenigstens mit Koffern voller Steuergelder 
nach Hause.
Aber im Ernst: Der Journalismus steht nicht gut da. Auf der einen Seite die von einschlägi-
ger Seite geäußerten Vorwürfe der „Lügenpresse“, die sich teils in aggressiven Drohungen 
präsentieren, teils aber auch breite Resonanz finden. Auf der anderen Seite der Wunsch 
vieler Rezipienten, hochqualitative Inhalte nicht nur online und sofort, sondern bitte auch 
kostenfrei zu erhalten. Wie verhält man sich gegenüber diesen Problemen? Darüber haben 
wir mit dem Bundesvorsitzenden des Deutschen Journalistenverbandes Frank Überall ge-
sprochen (S. 22).
Einseitigkeit gehört zu den gängigen Vorwürfen, die an die Medien gerichtet werden. Wie 
kann man also zum Beispiel über die aktuelle Krise in der Ukraine und die diplomatischen 
Verwerfungen zwischen der Europäischen Union und Russland berichten, ohne „einseitig“ 
zu werden? Dieser Frage haben wir uns gestellt, indem wir uns mit dem russischen Bot-
schaftsrat Mikhail Grabar unterhalten haben – und anschließend zwei deutsche Osteuro-
paexperten die mediale Darstellung des Konflikts einordnen ließen (S. 11). 
Unmittelbarer als jedes geschriebene oder gesprochene Wort wirken Bilder. Wie über poli-
tische Krisengebiete berichtet wird, darauf hat auch die Arbeit von Fotojournalisten einen 
gewissen Einfluss. Mit dem Medienwissenschaftler Felix Koltermann sprachen wir über 
Objektivität und Authentizität, den Handlungsspielraum des einzelnen Fotojournalisten 
und über den politischen Missbrauch von Fotos aus Kriegsgebieten (S. 29).
Die Macht der (bewegten) Bilder machen sich Staatsführungen mitunter auch in Form 
von filmischer Propaganda zu Nutzen, um Feindbilder zu transportieren oder die eigene 
Machtstellung zu festigen. Auf Seite 27 zeigen wir das am Beispiel Irans.
Nicht nur staatliche Akteure oder sogenannte besorgte Bürger versuchen, Einfluss auf  
mediale Berichterstattung zu nehmen – auch die freie Wirtschaft versucht immer wie-
der, direkt oder indirekt auf journalistische Inhalte einzuwirken. Aufmerksame Leser der 
unique werden gemerkt haben, dass in jedem Heft werbefinanzierte Teile zu finden sind – 
deutlich als „Anzeige“ markiert. Bei manchen Zeitschriften und Magazinen, besonders im 
Bereich Lifestyle und Gesundheit, ist eine solche Markierung nicht selbstverständlich: Ein 
PR-Journalist gibt uns auf Seite 10 persönliche Eindrücke aus seiner Arbeit.
Wir hoffen also, dass nach Lektüre dieses Hefts die Urteile nicht „Lügenpresse“, „gekauft“ 
oder „einseitig“ lauten werden – und wünschen interessante Einblicke.
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EinBlick

Der Uber-Fahrer beginnt lang-
sam unruhig auf seinem Sitz 
herumzurutschen, während die 

Sicherheitsangestellten am Eingangs-
tor mehr als einmal unsere Ausweise 
kontrollieren. Die Security-Mannschaft 
der Universidad de las Américas Puebla  
(UDLAP) in Mexiko scheint das hingegen 
eher weniger zu beeindrucken. Seelen-
ruhig telefonieren sie weiterhin der Per-
son hinterher, die unseren Termin auf 
dem riesigen Gelände bestätigen kann – 
ohne ist es ausgeschlossen, den Campus 
zu betreten. Der mit Stacheldraht ge-
spickte Zaun ist der beste Beweis dafür, 
dass unangemeldete Gäste so gut wie 
keine Chance auf Einlass haben.
Mit deutschen Führerscheinen scheinen 
die Wachen dabei nicht besonders gut 
zurechtzukommen. Als sie meinen Na-
men einer Person am Telefon mitteilen 
wollen, werden Nachname und Geburts-
stadt verwechselt und ich kurzerhand in 
„Anne Chemnitz“ umbenannt – in spani-
scher Aussprache ziemlich ulkig.
Die private Universität UDLAP, gele-
gen in Cholula in der Nähe Pueblas, der 
viertgrößten Stadt Mexikos im Süden 
des Landes, zeichnet sich laut Ansässi-
gen durch einen exzellenten nationalen 
wie auch internationalen Ruf aus. Der 
Campus umfasst einen Komplex von 80 
Hektar, der sowohl die Universitätsge-
bäude als auch Sportanlagen, Wohnhei-
me und Grünanlagen beinhaltet. Zurzeit 
studieren der Homepage der Universität 
zufolge hier etwas mehr als 8000 Men-
schen, davon ungefähr 300 internatio-
nale Studierende. Der Leiter des Inter-
national Offices, Guillermo Figueroa, 
benennt dabei deutsche Studierende als 
zweitgrößte Gruppe, direkt nach Aus-

tauschstudierenden aus Frankreich. Das 
ist vor allem auch darauf zurückzufüh-
ren, dass in Puebla sowohl Volkswagen 
als auch Audi Produktionsstandorte be-
treiben, wo viele Deutsche beschäftigt 
sind. Dadurch ist im Allgemeinen die 
deutsche Gemeinschaft in Puebla sehr 
ausgeprägt. Auf dem Campus selbst 
ist es keine Seltenheit, vorbeigehende 
Menschen auf Deutsch reden zu hören.

Studentenparadiese hinter 
Stacheldraht? 

Anders als öffentliche Universitäten in 
Mexiko sind die privaten meist mit in-
tensiven Kosten verbunden. Ohne Sti-
pendium können sich nur wenige den 
Zugang zu einer dieser besser ausge-
statteten und weniger überfüllten Uni-
versitäten leisten. 
Mariana Sahian, Studentin an einer öf-
fentlichen Universität in Puebla, die 
selbst ein Stipendium für die UDLAP 
erhielt, dieses jedoch aus privaten Grün-
den nicht antrat, betont vor allem die 
unterschiedlichen Mentalitäten an den 
Universitäten. Die Lehrkräfte hätten 
eine ganz andere Einstellung, welche sie 
auch an ihre Studierenden weitergeben 
würden. „An den öffentlichen Universi-
täten wird uns gesagt, dass wir froh sein 
sollen, wenn wir einen Job bekommen 
– egal wie schlecht er bezahlt wird. Sie 
ermutigen uns nicht, nach mehr zu stre-
ben.“ Das träfe natürlich nicht auf alle 
zu, jedoch auf einen großen Teil. Diese 
Ausnahme-Dozenten unterrichten oft 
auch noch an privaten Instituten; dort 
würde das Gefühl vermittelt, dass die 
Studierenden mehr erreichen können, 
wenn sie nur hart arbeiten und ehrgei-

Die Mauern Mexikos

von Anne Jüngling

Jeder hat etwas über Trumps Vorhaben, eine Mauer zwi-
schen den USA und Mexiko bauen zu lassen, gehört. Doch 
wie sieht es mit den Mauern innerhalb Mexikos aus?



zig sind. „Mit dieser Einstellung hat man 
einen völlig anderen Start ins Arbeitsle-
ben“, meint Sahian. Außerdem sei der 
Raum zur freien Entfaltung auch auf 
dem Campus zu spüren, die Atmosphäre  
sei viel offener und teilweise inspirie-
rend, meint sie.
Diese besondere Denkweise ist auf dem 
ganzen Gelände der UDLAP zu spüren. 
Studierende sitzen zum Lernen im Gras 
oder treffen sich im Student Center, um 
ein Projekt zu besprechen – fast schon 
wie in einer Universitäts-Broschüre. Die 
meisten wirken gelöst und ungezwun-
gen, als ob der Campus für sie ein siche-
rer Zufluchtsort wäre. Offene Flächen 
und Bänke auf dem gesamten Komplex 
laden zum Entspannen und Verweilen 
ein.
Jedoch gibt es auch eine Kehrseite der 
Medaille: die enormen Kosten. Ein Se-
mester bestehend aus sechs belegten 
Kursen kostet rund 4.500 Euro – Ver-
waltungs- und Wohnkosten nicht inklu-
sive. In einem Staat wie Mexiko, in dem 
das durchschnittliche Jahreseinkom-
men unter 10.000 Euro pro Kopf liegt, 
ist diese Art von Bildung demnach nur 
Kindern aus besserverdienenden Fa-
milien vorbehalten oder mithilfe eines 
Stipendiums möglich. Die Mehrzahl der 
Studierenden Mexikos besucht eine öf-
fentliche Universität, wie beispielsweise 
die Benemérita Universidad Autónoma 
de Puebla (BUAP), die ebenso in Puebla 
angesiedelt ist. Dort ist die Anzahl der 
Studierenden deutlich höher – um die 
65.000. Zudem gibt es an öffentlichen 
Universitäten oft weniger Möglichkeiten 
der Förderung. So ist in der Großstadt 
Puebla die UDLAP die einzige Universi-
tät, die eine Art Universitätszeitung be-
treibt. Und das in der Stadt Mexikos, die 
die meisten Universitäten (mehr als 30 
an der Zahl) beherbergt.

Gesellschaftsgrenzen 
aus Beton
Armut lässt sich oft und überall im All-
tagsleben spüren. Seien es Straßenver-
käufer, die während der Rot-Phase einer 
Ampel fast schon todesmutig zwischen 
den Autos hin- und herlaufen, um ihre 

Ware für wenige Cents anzubieten oder 
Invaliden, die vom sozialen Sicherungs-
system im Stich gelassen wurden und 
deshalb auf Almosen angewiesen sind.
In einem Dorf in den Bergen, in dem ge-
rade einmal 150 Menschen leben, die 
von Anbau, Verarbeitung und Verkauf 
von Kaffee leben, wird man mit aller-
größter Herzlichkeit und Gastfreund-
schaft empfangen. Die Menschen dort 
besitzen nicht viel, hausen teilweise in 
gefährlich aussehenden Konstruktionen, 
aber sie teilen trotzdem all ihre Besitz-
tümer mit Gästen. Abends, während 
Fleisch und Zwiebeln draußen über dem 
Feuer zubereitet werden, sind Nachbarn 
jederzeit willkommen. Die Menschen 
wirken zufrieden mit ihrem Leben, ob-
wohl das nächste Kino drei Stunden ent-
fernt ist.
Wer in einer größeren Stadt lebt und 
es sich leisten kann, wohnt in einer der 
Gated Communities, genannt „fraccio-
namientos“. Diese Wohnsiedlungen sind 
nicht nur von hohen Mauern und Eisen-
toren umschlossen – im Service sind 
auch Pförtner enthalten, die rund um die 
Uhr eintreffende Personen kontrollieren. 
Taxifahrer beispielsweise müssen ihre 
Ausweise am Eingang hinterlassen und 
erhalten sie erst beim Verlassen zurück. 
In großen Siedlungen sind oft Schulen, 
kleine Läden und Spielplätze eingebun-
den. „Fraccios“ sind allerdings nicht nur 
der oberen Bevölkerungsschicht vorbe-
halten, vielmehr bieten sie Sicherheit 
für die breite Masse.
Und wie reagieren Mexikanerinnen und 
Mexikaner, wenn man sie auf das Mau-
erprojekt Trumps anspricht? Sie lachen, 
wenn auch leicht verärgert. In ihren 
Augen ist der aktuelle amerikanische 
Präsident nicht sehr viel mehr als eine 
Witzfigur. Einer meint sogar (vermutlich 
im Scherz): „Vielleicht erschießt ihn ja 
einer.“

Anne Jüngling ist Redakteurin der hallischen 
Studierendenschaftszeitschrift hastuzeit der 
Martin-Luther-Universität. Dieser Artikel 
erschien zuerst in hastuzeit Nr. 71.

Campus der Uni UDLAP in Cholula: 
exzellenter Ruf – und Stacheldraht
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Ausschnitte aus
dem Comic 

Caminata 
Nocturna

Baden, klettern, Kajak fahren oder 
doch lieber Ziplining? Ohne Fra-
ge, alles anerkannte Freizeitbe-

schäftigungen und keine Seltenheit im 
Repertoire eines Erlebnisparks. Doch 
der Parque Eco Alberto in Mexiko bie-
tet mehr: Wenn Pool und grüne Wiese 
zu öde werden, wie wäre es dann mit ei-
ner Simulation des illegalen Grenzüber-
tritts in die USA? Für umgerechnet etwa 
12,50 Euro kann man sich seit 2004 in 
die Lage eines Migranten versetzen – 
inklusive maskierter Schlepper, fiktiver 
Grenzbeamter und dem Kraxeln im Dun-
keln im schwierigen Gelände. Ein in den 
Vereinigten Staaten lebendes Pärchen 
– Gerardo Alba ist Mexikaner, Allyson 
Shwed US-Amerikanerin – hat diese ori-
ginelle wie groteske „Caminata Noctur-
na“ (Nachtwanderung) mitgemacht und 
das Erlebte in einem sehr persönlichen 
Comic verarbeitet. 
Neben einem Wasserpark und lärmen-
den Familien brachen 40 Besucher 
zur Nachtwanderung auf, aber nur ein 
Bruchteil wird auch das Ziel erreichen. 
„Ein paar Leute hatten sich angemel-
det, ohne zu wissen, was sie eigentlich 
erwartet“, erinnern sich die beiden 
Künstler. Die meisten Teilnehmer die-
ser „Attraktion“ sind Mexikaner aus der 

Mittelschicht. Und nicht alle nehmen die 
Aktion sonderlich ernst – zumindest zu 
Beginn der Erfahrung: „Etwa 40 Men-
schen begannen den ‚Spaziergang’, aber 
die Zahlen schwanden, je weiter wir ka-
men – sei es aufgrund von Leuten, die 
nicht wussten, was auf sie zukommen 
würde oder der Menschen, die während 
der Tour ‚gefangen’ wurden. Manche 
trugen Flip-Flops und waren nicht in der 
Lage, durchs Unterholz zu rennen“. Und 
gleichzeitig gibt es jene, die diese Situa-
tion so stark an sich heran lassen, „dass 
sie zitterten und durchdringend wein-
ten“. Auch Allyson und Gerardo brachen 
im Bewusstsein auf, dass es sich ledig-
lich um eine Simulation handelt und sie 
selbst nie eine Situation wie diese meis-
tern müssen. „In gewisser Weise ist es 
gerade für Leute, die die Grenze niemals 
überschreiten würden, umso wichtiger, 
solchen Erfahrungen nachzufühlen – um 
einen Einblick zu bekommen, wie es ist. 
Schlussendlich war es viel realistischer, 
als wir beide erwartet hatten.“

Selbst Migrant werden
Das Dörfchen Alberto war vor dem Erfolg 
des Parks eine vergessene Gemeinschaft 
mit geringer Alphabetisierungsquote; 

mehr als 70 Prozent der Einwohner sind 
in die Vereinigten Staaten emigriert, 
um dort eine bessere Zukunft zu erle-
ben. Das Konzept „Caminata Nocturna“ 
wurde mit dem Ziel geboren, die Jugend 
hinsichtlich der Probleme und Gefah-
ren auf der Suche nach einem besse-
ren Leben im Land des amerikanischen 
Traums zu sensibilisieren. „Es ist kein 
Trainingslager für diejenigen, die einen 
Grenzübertritt planen – es ist für dieje-
nigen, die niemals das eigentliche Lei-
den erleben werden, um einen Einblick 
zu bekommen“ – so sehen es die beiden 
Comic-Künstler. Der Betreiber, so heißt 
es auf dessen Website, möchte dem Be-
sucher ein neues Bewusstsein für die 
Situation an der Grenze vermitteln. Ne-
ben dem offensichtlichen Eventcharak-
ter soll der „Nachtspaziergang“ auch 
eine Hommage an jene sein, die all diese 
Strapazen bereits auf sich genommen 
haben. Natürlich ist auch der wirtschaft-
liche Aspekt nicht zu vernachlässigen, 
die Tatsache, dass in einer Region, die 
viele Einwohner durch Migration verlo-
ren hat, nun mit dieser Geld generieren 
kann: Ein vom „Braindrain“ betroffener 
Ort macht sich seine prekäre Notlage zu 
Nutze, indem er den authentischen Ad-
renalinkick anbietet und der Einwande-

Caminata Nocturna

von Ladyna

Während US-Präsident Donald Trump eine Mauer zu bauen beabsichtigt, wird im me-
xikanischen Dorf Alberto der illegale Grenzübertritt für Touristen simuliert. Zwei Co-
mic-Künstler haben ihre Teilnahme an dem Event zeichnerisch verarbeitet.
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rungsdebatte ein Gesicht verpasst – und 
zwar das jeweils eigene – weil er Men-
schen aus der Mittelschicht für wenige 
Stunden selbst zu Migranten macht.
„Es ist leicht, bei der Problematik der 
illegalen Einwanderung nur Zahlen und 
Statistiken zu sehen“, meinen Gerardo 
und Allyson, die beiden Autoren. „Es ist 
eine Tatsache, dass Menschen freiwillig 
durch die Hölle gehen in der Hoffnung 
auf ein besseres Leben auf der anderen 
Seite. Diese emotionale Dimension geht 
in der Statistik unter und eine Erfahrung 
wie ‚Caminata Nocturna‘ bestätigt dies.“
Dabei sind es auch die Zahlen, die oft 
nicht zur aggressiven Polemik gewisser 
US-amerikanischer Politiker passen: Die 
Wirtschaftskrise in den USA führte ab 
2008 zu einem Rückgang der Neuzu-
wanderer aus Mexiko sowie zu einer ver-
stärkten Rückwanderung bereits in den 
Vereinigten Staaten ansässiger mexika-
nischer Migranten. Das zeigt auch, dass 
Migrationsströme von der Wirtschafts-
lage in den beiden Ländern bestimmt 
werden. Wenn Zentralamerikaner nach 
Norden drängen, ist dies ein gutes Zei-
chen für die Wirtschaft der Vereinigten 
Staaten. Immer dann, wenn die Grenze 
verstärkt und als Politikum aufgebau-
scht wird, leiden vor allem die Anwohner 
und die lokale Wirtschaft, denn wenn der 
Grenzübergang immer weiter erschwert 
wird, kommt auch der regionale Handel 
und Austausch zum Erliegen. Eine Kom-
bination freiwilliger Rückkehr, restrik-
tiverer Migrationsgesetze, schärferer 
Grenzkontrollen und einer verstärkten 
Abschiebungspraxis haben zudem dazu 
geführt, dass sich immer weniger illegale 
Migranten aus Mexiko in den USA auf-
halten. Die Zahl der mexikanischen Ein-
wanderer, die in den USA illegal leben, 

hat sich laut dem Pew Research Center 
seit 2007 um mehr als eine Million ver-
ringert, das ist ein Rückgang von etwa 
acht Prozent. Zudem ist seit 2000 nicht 
mehr Einwanderung die primäre Quelle 
des hispanischen Bevölkerungswachs-
tums, sondern die Geburtenrate.

Trump politisiert die 
Künstlerszene 
Während Trumps Anti-Mexiko-Rhetorik 
ihrerseits die Antiamerikastimmung in 
Mexiko befeuert und populistischen Poli-
tikern eine Steilvorlage liefert, haben die 
Kontroversen um den neuen Präsidenten 
auch viele Künstler politisiert. 
„Als Comic-Buchkünstler habe ich nie ge-
dacht, dass ich eine Rolle innerhalb der 
Einwanderungsdebatte hätte“, so Alba. 
„Bis Einwanderer offen während des 
Präsidentschaftswahlkampfs angegriffen 
wurden. Da wurde mir klar, dass ich eine 
Stimme habe und eine Möglichkeit, die-
ser Gehör zu verschaffen, die Migranten 
oft nicht haben.“ Das war der Anstoß für 
die beiden, ihre persönlichen Erfahrun-
gen zu veröffentlichen. „Die Trump-Ad-
ministration wird sicherlich, wenn nicht 
Inspiration, zumindest Motivation bieten, 
um wichtige Botschaften wie Einwande-
rung in meine Arbeit einfließen zu las-
sen“, fügt Shwed hinzu. Und damit sind 
die beiden Autoren kein Einzelfall – die 
Präsidentschaft Trumps politisiert die 
Künstlerszene und bringt viele Subkul-
turen, die schon immer politisch waren 
dazu, noch klarer Stellung zu beziehen. 
Trump vereinfacht den politischen Dis-
kurs in diesen Kreisen insofern, dass er 
ein eindeutiges Feindbild liefert und kei-
ne Differenzierung in Nuancen erforder-
lich ist.

Die zunehmende Befestigung der Grenze 
hat zu einer Ablenkung der Migranten 
auf unwegiges Gebiet geführt, sodass die 
Gefahren zunehmen. Und das trifft nicht 
nur Mexikaner – die Zahl der Menschen 
aus anderen lateinamerikanischen Staa-
ten, die beim illegalen Grenzübertritt 
festgehalten wurden, war 2014 erstmals 
höher als die der Mexikaner. Die Bedin-
gungen für die Transmigranten innerhalb 
Mexikos sind wiederum prekär, es gibt 
immer wieder Fälle, in denen Migranten 
zwischen die Fronten des Drogenkrie-
ges geraten. Mexiko setzt seinerseits auf 
eine verstärkte Kontrolle seiner Südgren-
ze zu Guatemala und Belize, während der 
Präsident Peña Nieto medienwirksam 
verkündet: „Mexiko glaubt nicht an Mau-
ern.“ 
Der Comic endet mit der Frage, wie ver-
zweifelt ein Mensch eigentlich sein muss, 
um solch hohe Risiken für die Hoffnung 
auf eine bessere Zukunft einzugehen – 
auch nach geglücktem Grenzübertritt 
ist der amerikanische Traum noch lan-
ge nicht realisiert. Schließlich ist „Ein-
wanderung kein Schwarz-Weiß-Thema 
und die Caminata Nocturna hilft, etwas 
Licht auf die Grautöne zu werfen“, so 
Shwed und Alba. Die Autoren haben auf 
jeden Fall die politische Aussagekraft von  
Comics für sich entdeckt: „Solange wir 
noch etwas zu sagen haben, werden wir 
Comics nutzen, um es zu sagen!“

Den gesamten Comic Caminata 
Nocturna: The Border Crossing 
Experience sowie Infos zu den beiden 
Künstlern findet ihr auf 
www.thenib.com/caminata-nocturna
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M an trifft sich in seiner Stamm-
kneipe in Jena. Hierher kommt 
Dirk* immer noch gern zurück, 

obwohl es ihn mittlerweile nach Nord-
deutschland verschlagen hat. Über Jahre 
hat er im PR-Journalismus gearbeitet, vor 
allem für die Lokalpresse. Mittlerweile 
ist er für zwei deutschlandweit erschei-
nende Zeitschriften im Gesundheits- 
Segment tätig.
Ich frage Dirk, wie sich das Phänomen 
PR-Journalismus in diesen beiden Be-
reichen unterscheidet. „Während meine 
PR-Beiträge bei der Lokalzeitung immer 
als Anzeige gekennzeichnet waren, ist 
das bei meinem aktuellen ‚großen’ Ar-
beitgeber nicht der Fall: Hier werden 
Produkte in PR-Texten beworben, indem 
sie genannt werden, ohne dass der Text 
als Anzeige gekennzeichnet wird.“ Man 
müsse dabei auch nach Publikationsfor-
men unterscheiden, erklärt er weiter: 
„Bei Tageszeitungen wird meiner Erfah-
rung nach sehr auf die Unterscheidung  
von redaktionellen und werbefinanzier-
ten Contents geachtet; bei Stadtmagazi-
nen verschwimmen die Grenzen ebenso 
wie im Zeitschriftenbereich. Man könnte 
sagen: Je seriöser eine Print-Veröffentli-
chung potenziell ist, desto stärker wird 
auf die Trennung und Kennzeichnung 
geachtet.“
Auch bei der Herstellung werbewirk-
samer Beiträge unterscheide sich die 
Praxis je nach Reichweite und Größe 
des Mediums: Im Lokaljournalismus 
komme es – aufgrund der vielen lokal 
vertretenen Werbekunden – sehr häufig 
vor, dass Vor-Ort-Termine für PR-Texte 
ausgemacht werden, erklärt Dirk, was 
bei deutschlandweit erscheinenden Ma-
gazinen kaum möglich ist. Unabhängig 
davon sei die 1:1-Übernahme von Texten 
des Kunden (also vorgefertigter Presse- 
Texte) dennoch eine Seltenheit: „Sie gel-

ten meist als Grundlage für das Thema, 
das in Rücksprache mit dem Kunden be-
arbeitet wird – und wo dann auch mal ein 
Produktname fällt“, erklärt Dirk.
Als nächstes drängt sich mir eine nahe-
liegende, wenn auch naive Frage auf: 
Widerspricht solch eine Tätigkeit nicht 
der „journalistischen Berufs-Ethik“? Ich 
erwarte ein Augenrollen oder vielleicht 
ein schelmisches Grinsen, ernte statt-
dessen aber einen ernsten Blick – und 
eine klare Antwort: „Ja, es widerspricht 

dem journalistischen Ethos, wenn nicht 
erkennbar ist, wo seriöser und kritischer 
Journalismus endet und wo Werbung be-
ginnt.“ Auch presserechtlich werde hier 
oft eine Grauzone betreten, in der sich 
zum Teil auch Anwälte tummelten, die 
Abmahnungen verteilen.
Natürlich bleiben diese Praktiken auch 
von anderen Medien nicht unbemerkt. 
Ende 2016 berichtete beispielsweise 
Spiegel Online: „Einige Zeitschriften 
empfehlen in redaktionellen Texten 
auffällig oft rezeptfreie Medikamente“ 
und stellte fest: „Mitarbeiter mehrerer 
Verlage haben erklärt, dass Produkter-
wähnungen auf Absprachen mit Pharma- 
unternehmen beruhen sollen, die in den 
Blättern Anzeigen schalten.“ Derartige 
versteckte Werbung verstößt allerdings 
gegen den Pressekodex, genauer gesagt: 
gegen dessen Ziffer 7, die eine „klare 
Trennung zwischen redaktionellem Text 
und Veröffentlichungen zu werblichen 
Zwecken“ gebietet. Bezahlte Inhalte 
müssen demnach „als Werbung für den 
Leser erkennbar“ sein; redaktionelle 
Veröffentlichungen, „die auf Unterneh-

men, ihre Erzeugnisse, Leistungen oder 
Veranstaltungen hinweisen, dürfen nicht 
die Grenze zur Schleichwerbung über-
schreiten“. Dies sei unter anderem der 
Fall, wenn die Veröffentlichung „von drit-
ter Seite bezahlt bzw. durch geldwerte 
Vorteile belohnt wird“. Bei Verstößen ge-
gen diese Leitlinien kann der Deutsche 
Presserat, der oft als zahnloser Tiger kri-
tisiert wird, Rügen aussprechen. Neben 
bekannten Onlinemedien wie CHIP On-
line, einer Reihe lokaler und regionaler 
Zeitungen sind auch schon die „Großen“ 
wie die WELT AM SONNTAG gemäß Zif-
fer 7 des Pressekodex gerügt worden.
Besonders im Zeitschriften- und Maga- 
zin-Bereich sei es inzwischen Alltag ge-
worden, so berichtet mir Dirk, dass eine 
gewisse thematische Einflussnahme 
von Werbekunden stattfindet – direkt 
oder, durch vorauseilenden Gehorsam, 
indirekt. „Und aufgrund sinkender Ver-
kaufszahlen der meisten Printprodukte 
werden die Einflussmöglichkeiten auch 
größer – denn das Geld zur Kostende-
ckung der Redaktionsarbeit muss ja ir-
gendwie reinkommen“, gibt er zu beden-
ken.
Auf die abschließende Frage nach ei-
ner besonders bemerkenswerten Bege- 
benheit aus der Praxis hält er sich be-
deckt – „weil es auf mich zurückzuführen 
wäre“. Dann verrät er aber noch: Presse- 
Dinner oder ähnliche Events, die zum 
Ziel haben, Journalisten wohlwollend zu 
stimmen und Berichterstattungen anzu-
stoßen, bringen meist nichts, wenn nicht 
zusätzlich noch beträchtliche Beträge in 
Anzeigenschaltungen fließen. „Die Gunst 
der Journalisten lässt sich also nicht kau-
fen ohne den Umweg über die Anzeigen-
abteilung.“

* Name von der Redaktion geändert

von Frank

Journalisten sind der Wahrheit verpflichtet. Manchmal ist diese Wahrheit bezahlt – im 
PR-Journalismus. Auf ein Bier mit einem, der das Geschäft kennt.

Hier könnte Ihre Werbung stehen
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Ich fühle mich an den Kalten Krieg erin-
nert.“ – ein fragwürdiger Vergleich, der 

dieser Tage häufig zu hören ist, wurde an-
gesichts der unvereinbaren Standpunkte 
auch vom Zuhörer einer Podiumsdiskus-
sion zum Thema „Die Europäische Union 
und Russland – eine komplizierte Bezie-
hung“ gewählt. Hatte es zu Beginn fast 
gewirkt, als seien sich der Bundestagsab-
geordnete Johannes Selle (CDU) und der 
russische Botschaftsrat Mikhail Grabar in 
ihren Plädoyers für den Frieden vollends 
einig, zeigte das Thema Ukraine, wie weit 
der Wille zum Frieden und die politische 
Praxis auseinander liegen.
Vor der Veranstaltung hatten wir Grabar 
zum Interview getroffen. Da die Medien-
berichterstattung wiederholt unter dem 
Verdacht der Einseitigkeit steht, stellt 
sich die Frage: Wie gehen wir, als Medi-
um, mit seinen Aussagen um? Letztlich 
können auch wir an dieser Stelle nur eine 
Seite betrachten. Darum entschieden wir 
uns, zwei Russland-Experten um ihre Ein-

Im aktuellen Diskurs über das angespannte Verhältnis Russlands zur 
Europäischen Union sind immer auch die Ukraine und die Ereignis-
se auf der Krim ein zentrales Thema. Im Interview entgegnet Bot-
schaftsrat Mikhail Grabar auf die Frage nach Lösungsansätzen sehr 
bestimmt:

„Das ist keine Frage an uns – sondern an die EU. Nicht wir haben 
die Beziehungen unterbrochen… Wer da den Fehler gemacht hat, 
der muss diesen Fehler korrigieren. Nicht wir haben Sanktionen ver-
hängt. Nicht wir haben die Ukraine zerstört. Nicht wir haben den 
Putsch in Kiew legitimiert.“

Man spüre, so Grabar, dass auch die europäischen Partner die Not-
wendigkeit zur Normalisierung der Beziehungen und zu sachlichem 
Dialog erkennen. „Wir sind dazu bereit“ – diesen Satz hören wir 
mehrfach im Gespräch, wie auch in der späteren Podiumsdiskussi-
on. Ein ähnliches Argumentationsmuster begegnet uns beim Blick auf 

ordnung zu bitten: Gemma Pörzgen, freie 
Journalistin für Print und Rundfunk mit 
Schwerpunkt auf Osteuropa, Außenpoli-
tik und Medien, sowie den promovierten 
Russlandhistoriker Reinhard Krumm, 
Leiter des im März 2017 eröffneten Regi-
onalbüros für Zusammenarbeit und Frie-
den in Europa der Friedrich-Ebert-Stif-
tung in Wien. Grundsätzlich negierten die 
Interviewpartner den Vorwurf der einsei-
tigen Berichterstattung, wiesen jedoch 
auf fehlende Perspektivwechsel hin. 
Diplomatie dient nicht der Wahrheit. 
Wenn weder die ukrainische noch die rus-
sische Administration von einem Krieg 
reden, hat das nichts mit Desinformation 
zu tun: Pörzgen und Krumm betrachten 
es als unproblematisch, dass russischen 
Diplomaten – wie denen anderer Staaten 
auch – natürlich daran liegt, die Sichtwei-
se auf die eigene Regierung positiv zu 
halten und ihre Sicht der Dinge zu ver-
breiten. „Schwierig wird es, wenn sich 
diese interessengeleitete Information mit 

journalistischen Inhalten vermischt und 
für den Medienkonsumenten verschleiert 
wird“, so Pörzgen. Krumm gibt zudem zu 
bedenken: „In der jetzigen Diskussion 
über erfundene Fakten geht es über rei-
ne Interessenvertretung jedoch hinaus“, 
und ergänzt: „Staatliche Vertreter Russ-
lands, aber eben auch anderer Staaten, 
haben in den vergangenen Jahren öffent-
lich unwahre Aussagen getroffen.“ Das 
beträfe den US-amerikanischen Vorwurf, 
der Irak besäße Massenvernichtungs-
waffen genauso, wie den russischen Vor-
wurf an deutsche Behörden, im Falle des 
Mädchens Lisa untätig gewesen zu sein – 
„obwohl schon damals bekannt war, dass 
es keinen Fall Lisa gibt.“ Mit Blick auf 
den Vergleich zu früheren Regierungen 
fügt er an: „Regierungen in Moskau und 
ihre Behörden haben immer versucht, 
Einfluss auf den westlichen Diskurs zu 
nehmen. So wie übrigens auch westliche 
Staaten auf die Sowjetunion und Russ-
land.“

„Russland ist absolut pro-europäisch“

von Heide, Stefan & Frank

Kann man mit einem Vertreter des russischen Staates über die Krim, EU-Sanktionen 
und das deutsche Russlandbild sprechen, ohne zu dämonisieren oder zu idealisieren?  
Ein journalistisches Experiment.

 weiter auf Seite 14 >>
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Im Uhrzeigersinn: 
Tempel der Großloge in Yorkshire West Riding, Bradford, England. 
Portrait eines Freimaurers.
The mystic chain, Deutschland.
Mitglieder der Terpsichore Lodge No. 7454 bereiten ein Treffen in 
der Freemasons‘ Hall, London, England.
Ritual zur Erinnerung an einen verstorbenen Bruder in 
„Reinoldus zur Pflichttreue”, Dortmund, Deutschland.



»Gestalte die Mi gra tions-
politik so, dass sie zu einer 

humaneren und gerech-
teren Welt beiträgt.«

Julian Nida-Rümelins Ethik der Migra-

tion schlägt eine Brücke zwischen 

Philosophie und Politik: Politisches 

Handeln muss auf den Werten und 

Normen der Humanität beruhen. 

Sein Plädoyer für Grenzen ist 

kosmopo litisch, kohärentistisch – 

und voll praktischer Menschlichkeit.
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248 Seiten | € 20,– (D)
Auch als E-Book lieferbar.
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Im Juni 2017 jährt sich die Gründung der Großloge von England, 
dem ersten Dachverband der Freimaurer, zum 300. Mal. Die Foto-

grafin Juliane Herrmann gibt zu diesem Anlass ein Fotobuch über die 
Bruderschaft heraus. In den letzten fünf Jahren verglich sie Logen 
in Deutschland, den Niederlanden, Brasilien, England und Israel. Die 
160 Farbfotografien zeigen Innenaufnahmen der Logenhäuser, Por-
traits, Detailaufnahmen, Szenen aus dem Alltag und Rituale – von der 
Initiierung bis in den Tod. Die Übergänge sind fließend und auf Kapitel 
wurde verzichtet. Herrmanns Fotografien stehen und wirken zunächst 
unkommentiert für sich; die Bildbeschreibungen finden sich nachge-
stellt im Register. Eingeleitet wird das Werk vom Freimaurer-Exper-
ten und Historiker Yasha Beresiner. Herrmann selbst analysiert die 
Freimaurer in einem Essay auf soziokultureller Ebene.
Es ist gerade der Mangel an Informationen, der zur Mythisierung der 
„Geheimgesellschaft“ führte. Herrmann meint, in den Medien wür-
de oft ein verzerrtes Bild von den Freimaurern vermittelt: „Häufig 
werden die bereits existierenden Vorurteile repliziert, ohne sie zu 
hinterfragen.“ In ihrer Arbeit habe sie viel Zeit aufgewendet, um die 
Freimaurerei erst einmal in ihrem Wesen zu verstehen. „Nur so kann 
ein differenziertes und komplexes Bild entstehen“, sagt die Fotogra-
fin. Bereits in ihrer früheren Arbeit über Studentenverbindungen 
beschäftigte sie sich mit geschlossenen Gemeinschaften und einem 
Thema, das als heikel gilt. Auch hier lohne sich ein Blick hinter die 
bestehenden Vorurteile, so Herrmann. „Denn auch bei den Studenten-
verbindungen gibt es eine große Vielfalt und man sollte sie nicht alle 
in einen Topf werfen. Es ist immer einfacher, die Welt in Schwarz und 
Weiß zu sehen, aber dazwischen gibt es nun einmal auch alle mögli-
chen Grauschattierungen.“ 
Herrmann verbindet in ihrem aktuellen Werk diese aufgeschlossene 
Grundhaltung mit dem kritischen Blick einer Außenstehenden. Als 
Dokumentarfotografin nimmt sie deshalb eine vermittelnde Position 
zwischen „Man among Men“ und der Außenwelt ein. Ihr Werk liefert 
eine differenzierte und facettenreiche Betrachtung und damit eine Al-
ternative zu bestehenden Klischees.
Man among Men erscheint im Herbst 2017 im Lecturis Verlag. Wei-
tere Infos, Vorbestellungen und Unterstützung des Projekts auf 
kickstarter.com.

Text: Heide
Fotos: Juliane Herrmann

Fotoessay: 
Man among Men

Anzeige



das Verhältnis zur neuen US-Administration: Die gegenwärti-
ge Lage entspräche nicht der Normalität. Die andere Seite sei 
vom Normalzustand abgewichen und sie müsse das korrigieren, 
nicht Russland. Ähnlich beim Thema Visa-Freiheit:

Wären Visa-Erleichterungen für russische Bürger ein 
Ansatz, um das Verhältnis zu Russland wieder zu verbes-
sern?
„Wir waren mit der EU in Verhandlungen über die Visa-Freiheit. 
Die Europäische Union hat diese Verhandlungen unterbrochen. 
Und da bin ich wieder überfragt. (lacht) Wir sind bereit, wei-
terzumachen. Sehen Sie: Ich finde die Situation etwas absurd, 
wenn zum Beispiel über Visa-Freiheit mit der Ukraine gespro-
chen wird, wo Bürgerkrieg herrscht, wo die Kriminalitätsrate 
extrem hoch ist, wo der Staat zerstört ist und die Wirtschaft 
zerstört ist.“

Seit unserem Gespräch ist die Visa-Freiheit für Ukrainer inzwi-
schen in Kraft getreten. Indes wird in Teilen des Landes weiter 
gekämpft. Als wir den Botschaftsrat auf das Vorgehen der uk-
rainischen Regierung in den separatistischen Gebieten anspre-
chen, verweist er auf grundsätzlich unterschiedliche Verständ-
nisse und ihre sprachliche Manifestierung:

„Wir müssen zuerst die Begriffe klären. Man nennt diese Men-
schen hier im Westen Separatisten, ohne daran zu denken, was 
dieser Begriff eigentlich bedeutet. Separatisten sind Leute, die 
mit Ihnen nicht in einem Staat leben wollen. Die Menschen in 
Donezk sind keine Separatisten in dem Sinne, dass sie aus der 
Ukraine weg wollen; sie wollen in der Ukraine bleiben. Was sie 
nicht wollen: Sie wollen nicht in der Ukraine unter der heu-
tigen Regierung leben. Nicht in einer Ukraine, die in pro-eu-
ropäisch und pro-russisch geteilt ist. Worin der Unterschied 
besteht, ist mir unklar. Ich finde mich – und mein Land absolut 
pro-europäisch.“

Nach einer kurzen Pause ergänzt er: 
„Viel pro-europäischer als die heutige Regierung in Kiew.“

Auch diese Frage wird sowohl in unserem Gespräch als auch in 
der abendlichen Podiumsdiskussion immer wieder auftauchen: 
Wie europäisch ist Russland – und was meint „europäisch“ 
überhaupt? Zunächst formuliert Grabar jedoch deutlich seine 
Erwartungen an die ukrainische Regierung:

„Von der ukrainischen Regierung wollen wir nur eins: Sie sol-
len aufhören, Menschen zu töten. Und sollen beginnen, mit 
den Menschen zu sprechen. Aber das ist nicht unsere Entschei-
dung, sondern die von Herrn Poroschenko. Er soll mit den Men-
schen im eigenen Land sprechen – nicht bombardieren, nicht 
abschießen. Sondern sprechen. Mehr wollten und wollen wir 
von ihm nicht.“

Er kommt auf das Minsker Abkommen von 2015 zu sprechen 
– Russland habe die gleiche Rolle wie Frankreich und Deutsch-
land, nämlich die eines Vermittlers zwischen den Konfliktpar-
teien, umsetzen müssten es aber die Menschen vor Ort. Wir 
haken nach:

Dennoch sind für die Menschen vor Ort die Ansichten 
Russlands wichtiger als etwa die von Frankreich…
„Stimmt. Deswegen haben wir unseren europäischen Partnern 
schon vor diesen Ereignissen immer gesagt, dass man nicht vor 
die Wahl ‚entweder – oder’ gestellt werden sollte.“

Ungefragt schwenkt Grabar nun in einen Exkurs zur sowjeti-
schen Geschichte und zum multi-ethnischen und multi-religi-
ösen Charakter der Ukraine über. Indirekt verweist er damit 
auch auf die besondere Sensibilität und auf die Sonderstellung 
Russlands im Verhältnis zur Ukraine. Dann folgt ein bemer-
kenswerter Nachsatz mit Blick auf das Nachbarland:

„Man darf sich dort nicht wie ein Elefant im Porzellanladen auf-
führen. Wir sind sehr vorsichtig mit nationalen und religiösen 
Themen. Das haben zum Unglück unsere europäischen und vor 
allem die amerikanischen Partner nicht sehen wollen.“

Wieder wird klar: Grabar sieht die europäischen Staaten in der 
Verantwortung. Und gleichzeitig betont er:

„Wir sehen auch keinen Unterschied zwischen pro-europäisch 
und pro-russisch. Wir sind ein europäisches Land. Man muss 
verstehen, dass die EU und Europa nicht das gleiche sind.“

Dass die EU zu häufig mit Europa gleichgesetzt würde, merk-
te er auch wiederholt auf der späteren Podiumsdiskussion an, 
während im Hintergrund die Flaggen Russlands und der EU 
hingen. Unsere Frage, wie europäisch Russland heute sei, hat 
er bereits beantwortet. Wir fragen trotzdem noch einmal ex-
plizit:

„Wie europäisch ist Russland? Absolut. Kulturell sind wir ein 
europäisches Land. Geografisch natürlich nicht nur. Wenn Sie 
irgendwen in Wladiwostok fragen, ob er Europäer oder Asiate 

„Tatsächlich hat sich in den vergangenen 25 Jahren ein allgemeines Ver-
ständnis herausgebildet, dass die EU Europa verkörpert und eine Mit-
gliedschaft der natürliche Schritt eines jeden europäischen Landes sein 
sollte. Bei Russland stellt sich die Frage, wie Europa mit einem Staat 
zusammenleben kann, der wenig Interesse an einer Mitgliedschaft hat, 
die seine Souveränität einschränkt. Es sieht heute nicht nach einem 
ungeteilten Sicherheitskonzept in Europa aus. Die Schuld wird oft allein 
bei Russland gesehen. Daraus ergibt sich dann der Schluss, dass Russ-
land nicht zu Europa gehört, sondern den ewigen Störenfried darstellt.  

Dieses Bild ist zu einfach.“ (Krumm)

„Die Gleichsetzung von EU und Europa verengt das Europabild auf die jetzi-
gen Mitgliedsstaaten. Leider ist uns die von Michail Gorbatschow formulierte 
Idee eines „Europäischen Hauses“ verloren gegangen. Heute hört man in 
Russland leider sehr häufig, dass Russen sich zunehmend von Europa ab-

grenzen. Das betont eine Sonderrolle Russlands.“ (Pörzgen)
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ist, sagt er Ihnen, dass er Europäer ist, natürlich! Obwohl es 
von Japan nicht weit entfernt ist. Ich denke, ein Tschetschene 
oder Tatare fühlt sich auch europäisch.“

Das Klären oder das Besetzen von Begriffen; die Suche nach 
einem Konfliktverursacher oder einem Schuldigen – beides 
verdeutlicht, wie Außenpolitik von Fragen nach Informations-
politik und der Medienberichterstattung überlagert wird. Das 
zeigt sich auch, als wir Grabar nach seiner Einschätzung zum 
Russlandbild der Deutschen fragen und er vor allem zum The-
ma Medien antwortet:

Wie schätzen Sie das Russlandbild der deutschen Bevöl-
kerung ein und wie hat es sich vielleicht in den letzten 
Jahren gewandelt?
„Man muss unterscheiden zwischen dem Medienbild und dem 
Bild in der deutschen Bevölkerung. Da liegt ein Graben, denke 
ich. Was ich als Ausländer, als ausländischer Diplomat beobach-
te: Die Situation hat sich sehr verändert. Ich war von Anfang 
der 2000er Jahre für dreieinhalb Jahre als Pressesprecher tätig 
und bin mit den Medien sehr gut vertraut. Die Presse ist un-
glaubwürdig geworden – oder sagen wir: unglaubwürdiger. Die 
Kluft zwischen der öffentlichen Meinung und dem geschrieben 
Wort ist wesentlich größer geworden. Um Gottes Willen werde 
ich keine Ratschläge geben, aber diese Situation ist aus meiner 
Sicht besorgniserregend.“

Pauschale Medienschelte oder gar Worte wie „Lügenpresse“ 
hören wir von Botschaftsrat Grabar nicht. Dafür berichtet er 
von einem Moment der Einsicht:

„Ich erinnere mich an die Zusammenarbeit mit deutschen 
Kollegen und Geschäftsleuten, als ich in der freien Wirtschaft 
gearbeitet habe. Als ich sie auf bestimmte Nachrichten, zum 
Beispiel des ARD, angesprochen habe, meinten sie: ‚Vergiss 
den Artikel. Du musst die Foren lesen.’ – und da habe ich ver-
standen, dass das Bild ein ganz anderes ist. Genau das spüre 
ich auch hier: Es gibt eine bestimmte Kluft zwischen der öffent-
lichen Meinung und dem, was in den Medien berichtet wird.“

Was berichtet wird – damit müssen Me-
dienschaffende sich auch selbstkritisch 
auseinandersetzen. Auch wir, als Rezi-
pienten und als Nachwuchsjournalisten. 
Gelangen wir zu Pauschalurteilen, wo 
sie nicht gerechtfertigt sind – und repro-
duzieren sie womöglich in unserer jour-
nalistischen Tätigkeit? Pörzgen glaubt, 
Journalisten müssten heute mehr und 
besser erklären, „wie wir arbeiten und 
uns der Kritik unserer Hörer, Leser und 
Zuschauer stellen. Sehr wichtig ist eine 
ehrliche Fehlerkultur, die Versäumnis-
se offen zugibt und damit konstruktiv 
umgeht. In der Virtualität vieler Redak-
tionen fehlt es da manchmal an echtem 
Bezug zur Lebenswirklichkeit.“
Auch Russland-Experte Krumm sieht Pro-
bleme: „Tatsächlich laufen die Bürgerin-
nen und Bürger Gefahr, zu Pauschalurtei-
len zu kommen. Davor ist keiner gefeit 
in einer sehr komplizierten Welt. Umso 
größer die Verantwortung des Journalis-
ten, so unabhängig wie möglich, so emo-
tionslos wie möglich zu berichten und so 
bedacht darauf, in einer Geschichte auch 

Widerhaken einzubauen, die zumindest 
ein Argument benennen, das der allge-
meinen These der Geschichte wider-
spricht.“
Neben der Frage nach der eigenen Ver-
antwortung von Medienschaffenden stellt 
sich auch die nach den Möglichkeiten. 
Können „Fakten-Check-Teams“, wie man-
che öffentlich-rechtliche Medien oder 
der Spiegel sie unterhalten, eine Lösung 
sein? Hier sind unsere Experten ganz 
unterschiedlicher Meinung: „Ich persön-
lich finde diese ganzen ‚Fakten-Check-
Teams‘ völlig überflüssig“, so Gemma 
Pörzgen. „Wenn Journalisten ihre Arbeit 
ordentlich machen, prüfen sie möglichst 
sachlich Sachverhalte und stellen sie dar. 
Das ist völlig ausreichend.“ Allerdings 
müssten dafür Redaktionen ordentlich 
ausgestattet sein und genügend Perso-
nal haben, damit ausreichend Zeit für 
die Recherche bleibe. „Wichtig ist auch, 
dass Medienkonsumenten wissen, wie 
Medieninhalte zustande kommen, und 
Quellen identifizieren können.“ Anders 
sieht das Reinhard Krumm, selbst ehe-

maliger Spiegel-Korrespondent: „Eine 
Dokumentation, wie es sich der Spiegel 
leistet, um jeden Artikel auf Fehler hin zu 
untersuchen, sollte eigentlich den Stan-
dard darstellen. Aber so eine Redaktion 
aus Dokumentarjournalisten kostet na-
türlich. So obliegt die Qualitätssicherung 
dem schreibenden Journalisten und der 
Redaktion.“
Das Gespräch mit Botschaftsrat Grabar 
zeigte uns, wie wichtig es ist, Begriffe 
zu klären, um überhaupt in einen Dia-
log treten zu können. Denn inmitten der 
gegenwärtigen Vertrauenskrise konkur-
rieren zwei völlig unterschiedliche Welt-
bilder und Wahrheiten miteinander, mit 
verschiedenen Rhetoriken und emotional 
aufgeladenen Narrativen. Es ist ein Kon-
flikt der Begriffe. Aber auch ein bewaff-
neter Konflikt, in dem es Tote gibt.

„Eine zunehmende Schwierigkeit vieler Moskau-Korrespondenten ist leider, 
dass sie in der russischen Regierung kaum noch Ansprechpartner finden, die 
Interviews geben und auf Anfragen antworten. Hinzu kommt, dass Teile, vor 
allem die Kommentierung, aber in den Heimatredaktionen am Schreibtisch 
entstehen. Dies vermittelt zum Teil ein verzerrtes Bild, das die komplizierte 
Lebenswirklichkeit oft nur auf Präsident Wladimir Putin reduziert.“ (Pörzgen)

„Was aus meiner Sicht bisweilen im medialen Raum Deutschlands fehlt, ist 
eine Diskussion, die sich neben der Bewertung der russischen Innenpoli-
tik und einer unverhältnismäßigen Konzentration auf den russischen Prä-
sidenten auch mit den Interessen der russischen Außenpolitik beschäftigt.  

Die wäre vor allem auf den Meinungsseiten auszutragen.“ (Krumm)
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WeitBlick

Ende der 1970er Jahre blickte die 
Medizin optimistisch in die Zu-
kunft. Maßgeblich dazu beigetra-

gen hatte der soeben erzielte Sieg über 
die Pocken, eine seit Urzeiten grassie-
rende Seuche. Nun sah es so aus, als 
könne die moderne Wissenschaft die Na-
tur bezwingen. Diese Euphorie währte 
indes nur kurz, denn Anfang der 1980er 
Jahre konfrontierten schwerkranke Pati-
enten ihre Ärzte mit rätselhaften Symp-
tomen. Im Sommer 1981 veröffentlichte 
die US-Seuchenschutzbehörde einen 
Bericht über fünf junge Homosexuelle, 
die gravierende Immundepressionen 
zeigten. In den Monaten darauf stieg die 
Zahl der Fälle, bei denen die körpereige-
ne Abwehr zusammenbrach, weiter an. 
1982 bezeichnete das US-Gesundheits-
wesen jene Erkrankungen als „Aids“ (Ac-
quired Immunodeficiency Syndrome). 
Dieses Akronym marginalisierte sukzes-

sive frühere Begriffe wie „gay cancer“, 
die mit Blick auf die „Hauptbetroffe-
nengruppe“ geprägt worden waren. Als 
wenig später dann auch Kinder, Frauen 
und heterosexuelle Männer erkrankten, 
kommunizierten Ärzte Aids als eine Be-
drohung für die gesamte Gesellschaft. 
Überdies bezeichneten sie dieses Phä-
nomen als eine medizinische Anomalie 
– schließlich konnten sie die Krankheit 
nicht mit ihrem etablierten Fachwissen 
erklären. „AIDS – Something New Under 
the Sun“ titelte dementsprechend 1983 
eine medizinische Fachzeitschrift.
Parallel dazu griff die westdeutsche 
Presse das Thema auf und begann, Aids 
in einem Atemzug mit tödlichen Seuchen 
wie Pest und Cholera zu nennen. Aber 
auch medizinische Fachzeitschriften 
prognostizierten eine „Epidemie“, die 
unaufhaltsam über Deutschland herein-
brechen werde. Was die Autoren solcher 

Artikel einte, war die Prognose einer be-
vorstehenden Katastrophe.

Aidspolitik in beiden 
deutschen Staaten
Zeitgleich diskutierten Politiker in Bonn 
und Ost-Berlin Gegenmaßnahmen. Al-
lerdings sollte es in der Bundesrepublik 
noch Jahre dauern, bis die Regierung der 
Öffentlichkeit ein inhaltlich geschlosse-
nes Präventionskonzept präsentierte. 
Grund hierfür waren emotionsgelade-
ne Kontroversen, in deren Mittelpunkt 
einerseits die Frage nach einem effi-
zienten „Seuchenschutz“, andererseits 
die nach Sicherung der bürgerlichen 
Grundrechte stand. Folglich spaltete 
sich die politische Klasse zum einen in 
Vertreter einer „liberalen“ Gesundheits-
politik, die Aufklärungsaktionen und die 
Zusammenarbeit mit Selbsthilfegruppen 

Aktuellen Umfragen zufolge ängstigt Aids die Deutschen kaum noch. In den 1980er Jahren 
hingegen löste die Krankheit in der Bundesrepublik Hysterie und politische Kämpfe aus. 
Aber auch das DDR-Gesundheitswesen fürchtete eine Verbreitung des tödlichen HI-Virus.

Aids und das geteilte Deutschland

von Henning Tümmers
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Homosexueller begrüßten. Zum anderen 
machten Verfechter „seuchenpolizeili-
cher“ Maßnahmen in den Reihen der 
CSU von sich reden, die auf Basis des 
Bundesseuchengesetzes von 1961 eine 
namentliche Meldepflicht und die Isola-
tion Betroffener forderten. Abgesehen 
davon bedrohte die durch Aids kataly-
sierte Diskriminierung Infizierter die ge-
sellschaftliche Ordnung: Die Hälfte der 
Bürger sprach sich aus Angst vor Aids 
für verpflichtende Reihenuntersuchun-
gen aus und somit Betroffenen jedwede 
Solidarität ab. 
1987 verabschiedete Bonn eine Koali-
tionsvereinbarung und ein „Sofortpro-
gramm“. Diese Papiere zementierten die 
Grundsätze einer „liberalen“ HIV-Prä-
vention: Da keine Therapie existierte, ge-
noss die Stabilisierung der gesellschaft-
lichen Ordnung Vorrang vor Eingriffen 
in die Privatsphäre der Bürger. Die Be-
schlüsse befürworteten eine „umfassen-
de Aufklärungskampagne“, plädierten 
für die Intensivierung der Forschung 
und eine Zusammenarbeit mit Selbst-
hilfeorganisationen homosexueller Män-
ner. Die Bundesregierung appellierte 
zugleich an die Bürgerinnen und Bürger, 
sich zu informieren und eigenverant-
wortlich zu schützen. Im Rahmen eines 
gesamtgesellschaftlichen Lernprozes-
ses sollte Sexualität, aber auch Verant-
wortung anderen gegenüber, gleichsam 
neu gelernt werden. „Freiwilligkeit“, 
„Eigenverantwortlichkeit“ und „Koope-
rationsbereitschaft“ avancierten zu den 
zentralen Säulen der Bonner Aidspoli-
tik, die restriktiven Plänen eine Absage 
erteilte. Bei alldem hatte auch die deut-
sche Vergangenheit eine Rolle gespielt. 
Denn Zwangsmaßnahmen galten bei der 
Mehrheit der Parlamentarier aufgrund 
der Verfolgung Homosexueller im „Drit-
ten Reich“ als verwerflich; stattdessen 
vertraute man auf die Vernunft des Ein-
zelnen. Noch im gleichen Jahr folgte die 
Kampagne „Gib AIDS keine Chance“, au-
ßerdem stärkte die Regierung die Positi-
on der Deutschen Aids-Hilfe (DAH), die 
seit 1985 mit ihren Vertretern in Kontakt 
stand. Während die DAH offiziell Homo-
sexuelle und Drogensüchtige über HIV 
aufklären sollte, adressierte die Bundes-

zentrale für gesundheitliche Aufklärung 
Informationen an die restliche Bevölke-
rung.
Jenseits der innerdeutschen Grenze hin-
gegen kamen für die DDR-Regierung 
Kooperationen mit Selbsthilfegruppen 
nicht infrage. Kontaktaufnahmen von-
seiten einzelner Mediziner sah die 1983 
gegründete „Aids-Beratergruppe“ des 
Ministeriums für Gesundheitswesen 
ungern. Vielmehr lautete eine interne 
Anweisung, um Unruhe zu vermeiden: 
„Vorerst keine Öffentlichkeitsinformatio-
nen!“ Gleichzeitig galt in den Augen der 
Verantwortlichen die DDR als „epide-
miologische Insel“, auf der „Auswüchse“ 
des Kapitalismus (wie eine Drogen- oder 

Rotlichtszene) nicht Fuß fassen konnten. 
Für Gesundheitsminister Ludwig Meck-
linger schien sich der Jahrzehnte zuvor 
etablierte Slogan „Der Sozialismus ist 
die beste Prophylaxe“ nun einmal mehr 
zu bewahrheiten. Konsequenterweise 
stilisierten die Gesundheitsbehörden 
Aids zu einem Instrument im „System-
wettstreit“ beider deutscher Staaten. In 
Mecklingers Ministerium hieß es: „Aids 
wird als eine Herausforderung an die 

gesamte Gesellschaft angesehen. Damit 
erhält auch die Aids-Forschung eine poli-
tische Dimension. Welches gesellschaft-
liche System ist in der Lage, dieser Be-
drohung erfolgreich zu begegnen?“
Daneben waren weitere Unterschiede 
zwischen den deutsch-deutschen „Sys-
temgegnern“ zu beobachten. Während 
der Westen „Vertrauen“ zum Leitsatz 
erhob, setzte die DDR auf „Kontrolle“. 
Fortan wurde das Serum von Blutern 
und Gastarbeitern im Rahmen von Rou-
tineuntersuchungen heimlich auf HIV 
getestet, und „Antikörperträger“ sollten 
gegenüber ihren Ärzten die Namen ihrer 
Sexualpartner offen legen. Anschließend 
erfolgte eine entsprechende Meldung 
an die Staatliche Hygieneinspektion in 
Ost-Berlin. Überdies existierten stren-
ge Verhaltensvorschriften, deren Mis-
sachtung die Justiz sanktionierte. So 
mussten sich Infizierte einer monatli-
chen ärztlichen Kontrolle unterziehen 
und Intimpartner über ihre Infektion 
informieren. Geschlechtsverkehr durf-
ten sie nur mit Kondom ausüben. Auch 
zeigten sich Unterschiede in der Frage 
der „Hauptbetroffenengruppen“: In der 
DDR waren dies nicht Homosexuelle 
und Drogensüchtige, sondern heterose-
xuelle Gastarbeiter aus Afrika. Obwohl 
die Aids-Beratergruppe 1986 erst 23 
Infektionen zählte, wies sie mit deutli-
chen Worten gegenüber dem Politbüro 
auf die Gefahren für die Gesamtbevöl-
kerung hin. Daraufhin verlangte Erich 
Honecker 1987 den Anschluss an inter-
nationale Studien und die Erarbeitung 
eines „Maßnahmeplans“. Das ein Jahr 
später vorgelegte Dokument beinhalte-
te unter anderem Anweisungen für die 
Aufklärung der Bevölkerung und diverse 
Forschungsprojekte. Zugleich spiegel-
te es einen Wahrnehmungswandel: War 
die Erkrankung bis dahin vor allem als 
medizinisches Problem perzipiert wor-
den, verbreitete sich nun sukzessive 
die Auffassung, man habe es mit einem 
im Verhalten des Bürgers begründeten 
Problem zu tun, das nur mithilfe eines 
gesamtgesellschaftlichen Ansatzes ge-
löst werden könne. Hieraus wiederum 
erwuchs die Bereitschaft, mit Staaten 
wie der Bundesrepublik zu kooperieren, 

„Was ist AIDS?“ – Postwurfsendung der 
Bundesregierung an alle 27 Millionen 
Haushaltungen (1985)
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die ungleich mehr Erfahrungen mit HIV 
hatten machen müssen. Dass die Verant-
wortlichen in der DDR nun zunehmend 
ihre HIV-Vorsorge auf das „präventive 
Selbst“ ausrichteten und sich an West-
deutschland orientierten, demonstrier-
te 1988 übrigens auch die Übernahme 
des berühmten Slogans „Gib AIDS kei-
ne Chance“ durch das Deutsche Hygie-
ne-Museum in Dresden.

Politisches Tauwetter
Unterdessen waren Kooperationspläne 
zwischen der DDR und einzelnen Bun-
desländern geschmiedet worden: Wie-
derholt hatte der bayerische Staatsse-
kretär Peter Gauweiler das energische 
Handeln Ost-Berlins gegenüber HIV-Po-
sitiven gelobt und es zum leuchtenden 
Vorbild für sein Bundesland erklärt; 
1987/88 vereinbarte man gemeinsame 
Forschungen. Ebenso ging der saarländi-
sche Ministerpräsident Oskar Lafontaine 
auf Honecker zu. Überdies intensivier-
ten sich auch auf Regierungsebene die 
deutsch-deutschen Beziehungen. Nach-
dem Rita Süssmuth ihren Gesundheits-
minister-Kollegen Mecklinger 1986 nach 
Bonn geladen hatte, bereiste sie im April 
1988 die DDR. Abgesehen von Gesprä-
chen über Aids nutzte sie dabei die Gele-
genheit, um für eine engere Verbindung 
zwischen beiden Staaten einzutreten. 
So pochte sie auf „eine Ablösung des 
Geistes der Konfrontation durch die Of-
fenheit von Kooperation, hin zum freien 
Austausch von Informationen und Mei-
nungen und nicht zuletzt zu ungehinder-
ten Begegnungsmöglichkeiten der Men-
schen“.
Letztlich fanden bis 1989 nur wenige 
Tagungen unter deutsch-deutscher Be-
teiligung statt. Gleichwohl war die durch 

Aids evozierte Bedrohungswahrneh-
mung für das Verhältnis beider Länder 
zueinander nicht folgenlos geblieben: 
Das Gefühl von Betroffenheit, das die 
Ausbreitung von HIV dies- und jenseits 
der Elbe zeitigte, hatte ein Aufeinander-
zugehen der „Systemgegner“ bewirkt. 
Die Begegnungen zeichneten sich durch 
eine große Symbolkraft aus – die Öffent-
lichkeit interpretierte sie als „Ausdruck 
der Friedenspolitik“. Hierbei diente der 
Dialog über Aids zugleich als Einfallstor, 
um anderweitige politische Forderungen 
zu stellen. 
Nach dem Mauerfall vollzog die ost-
deutsche HIV-Prävention einen ra-
dikalen Kurswechsel. Aus Angst vor 
überbordenden „Aids-Wellen“ suchten 
die DDR-Experten verstärkt die Hilfe 
bundesdeutscher Organe. Um das Bun-
desgesundheitsministerium nicht zu 
verprellen, kassierte Mecklinger jene re-
striktiven Maßnahmen, die jahrelang die 
Aidspolitik der DDR geprägt hatten. Es 
folgten ein Machtzuwachs der bis dahin 
ignorierten Selbsthilfegruppen sowie ein 
Transfer der Bonner Aidspolitik in die 
neuen Bundesländer. Mitte der 1990er 
Jahre änderte sich ein weiteres Mal die 
Bedrohungswahrnehmung: „Die Kata-
strophe wird abgesagt“ titelte Die Zeit. 
Die einstige Hysterie schien verflogen, 
die Fallzahlen blieben stabil, und Medi-
kamente, die das Leben Infizierter ver-
längerten, eroberten den Markt. In der 
Folge begann eine Phase, geprägt von 
einer Perzeption, wonach die Deutschen 
in Aids nicht länger eine tödliche „Epide-
mie“ sahen.
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Wie kam die Sowjetmacht nach 
dem Oktoberumsturz vom 
Zentrum in die Peripherie? 

Während die lokale Ereignisgeschichte 
der Oktoberrevolution in der damaligen 
Hauptstadt Petrograd inzwischen als 
gut erforscht und im Bewusstsein einer 
breiteren Öffentlichkeit fest verankert 
gelten kann, gilt dies nicht gleicherma-
ßen für die revolutionären Geschehnisse 
in der Peripherie des ehemaligen Rus-
sischen Imperiums. Die Ereignisse, die 
auf den Oktoberumsturz in Petrograd 
folgten, zeigten zudem die Kontingenz 
und Fragilität der bolschewistischen 
Herrschaft und das Fehlen von Kohä-
renz, sogar in den Reihen der bolsche-
wistischen Partei.
Die westliche Historiographie zum Re-
volutionsjahr 1917 war lange Zeit von 
einer zentralistischen Tradition geprägt 
und hat ihren Blick nahezu ausschließ-
lich auf die Hauptstädte St. Petersburg 
und Moskau gerichtet. Dahinter stand 
häufig die stillschweigende Annahme, 
dass sich 1917 überall im zentralistisch 
organisierten Russischen Reich die glei-
che Revolution ereignete. In gewissem 
Sinne folgten die westlichen Historiker 
damit den Vorgaben der Sowjethistorio-
graphie, die versucht hat, die lokalen 
und regionalen Revolutionsgeschichten 
in einen engen ideologischen Deutungs-
rahmen zu pressen, der keinerlei Platz 
für die Untersuchung von nationalen, 
regionalen oder lokalen Sonderentwick-
lungen ließ.
Und so sind seit den 1970er Jahren erst 
einige wenige Regional- und Lokalstudi-
en zur Revolution erschienen. In diesen 
erscheint die Revolution als vielschich-
tiger Prozess. Der Blick der Forscher 

richtete sich auf die komplexen Zent-
rum-Peripherie-Beziehungen, eine Viel-
zahl lokaler Akteure, verschiedene sozi-
ale, ethnische und politische Gruppen, 
auf Aspekte von Gender, Generation und 
Religion sowie auf die Bedeutung von 
vielfältigen Gewalterfahrungen.

Revolution mit Arbeitslosen
Am Beispiel der multiethnischen Hafen-
stadt Odessa am Schwarzen Meer lässt 
sich eine ganz andere Geschichte der 
Revolution präsentieren. Das Beispiel 
verdeutlicht das komplexe Ineinander-
greifen sozialer, nationaler und loka-
ler Faktoren im Revolutionsjahr 1917. 
Odessa war zu dieser Zeit die viertgröß-
te Stadt des Russischen Reichs nach Pe-
trograd, Moskau und Warschau und die 
größte Stadt der Ukrainischen Volksre-
publik, die im November 1917 von der 
ukrainischen Regierung in Kiew prokla-
miert worden war.
Nach der Oktoberrevolution in Petro-
grad geriet Odessa ins Spannungsfeld 
des ukrainisch-russischen Konfliktes 
zwischen der Petrograder Sowjetregie-
rung und der sogenannten Zentralrada, 
der nationalen ukrainischen Regierung 
in Kiew, die einen territorialen Anspruch 
auf Odessa und das am Schwarzen Meer 
gelegene Gouvernement Cherson erhob. 
Es entwickelte sich eine komplexe Wech-
selbeziehung zwischen den Vorgängen 
in Petrograd, Kiew und Odessa, wobei 
für den Verlauf der Ereignisse in Odessa 
zudem die Nähe zur rumänischen Front 
und der Einfluss verschiedener militä-
rischer Organisationen von Bedeutung 
waren. Die Stadtbevölkerung Odessas, 
die kulturell und sprachlich sehr stark 

in die russische Mehrheitsgesellschaft 
integriert war, identifizierte sich nicht 
mit einer selbständigen Ukrainischen 
Republik innerhalb einer Russischen 
Föderation und schon gar nicht mit ei-
nem unabhängigen ukrainischen Staat. 
Andererseits genoss aber auch die Par-
tei Lenins, die nach der Petrograder Ok-
toberrevolution in Rußland die Staats-
macht verkörperte, in Odessa nicht die 
gleiche Popularität wie in den Haupt-
städten und einigen anderen größeren 
Städten. Weder die Führung in Petro-
grad noch in Kiew verhießen einen Weg, 
der in der Stadtbevölkerung eine mehr-
heitliche Zustimmung fand.
Neben den genannten äußeren gab es 
noch weitere „innere“ Faktoren, die den 
Ereignissen des Revolutionsjahres in 
Odessa ein anderes Gesicht verliehen 
als in den Hauptstädten: Dazu zählte 
die besondere soziale und ethnische Zu-
sammensetzung der Stadtbevölkerung, 
die mit ihrem sehr großen jüdischen 
Bevölkerungsanteil sicher als spezifisch 
gelten kann. Zugleich kann Odessa aber 
auch als exemplarisch für die überwie-
gend von Nicht-Ukrainern bewohnten 
größeren Städte der Ukraine und ihre 
Haltung gegenüber der ukrainischen 
Autonomie und Staatlichkeit gelten: 
In den Städten der Ukraine bestand die 
Bevölkerung zum größten Teil aus Rus-
sen und Juden. Sie waren „verschwin-
dend kleine Inseln in einem ukraini-
schen Bauernmeer“, wie es ein Vertreter 
der ukrainischen Nationalbewegung 
formulierte. Die wichtigen politischen, 
wirtschaftlichen, sozialen und kulturel-
len Positionen in den Städten wurden 
zumeist von Nicht-Ukrainern besetzt: 
In Adel und Bürokratie sowie bei Unter-

Auch 100 Jahre nach der Russischen Revolution prägen die Petrograder und Moskauer 
Perspektiven die Sicht auf die Ereignisse – und verkennen die Komplexität der Revolu- 
tion am Rande des zerfallenen Russischen Reichs. Ein Blick ins ukrainische Odessa. 

Die Oktoberrevolution in der Peripherie

von Tanja Penter

memorique
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nehmern und Industriearbeitern domi-
nierten Russen; in Handel und Gewerbe 
besaßen Juden eine starke Stellung.
Die fehlende Basis der ukrainischen 
Regierung in den großen Städten, wo 
sich industrielle Ressourcen sowie stra-
tegisch wichtige Kommunikations- und 
Transportmöglichkeiten konzentrierten, 
hat in bedeutendem Maße zum Schei-
tern der ukrainischen Staatsgründung 
beigetragen. 
Zu den weiteren Besonderheiten der 
Revolution in Odessa gehörte, dass sich 
hier eine sehr starke Bewegung der Ar-
beitslosen bildete, angeführt von dem 
arbeitslosen jüdischen Lehrer Chaim 
Ryt’, die (in Konkurrenz zum Arbeiter-
rat) ihren eigenen „Rat der Arbeitslo-
sen“ gründete. Dieser Sowjet der Ar-
beitslosen gehörte zu den Kräften, die 
gemeinsam mit den Bolschewiki im 

Januar 1918 die Macht in der Stadt er-
oberten und eine Sowjetmacht in der 
Stadt einrichteten. Ebenso wie Lenin 
oder Trotzki zählte auch Chaim Ryt’ zu 
jenen Abenteurern, Charismatikern, be-
geisterungsfähigen Rednern, Strategen 
und Organisatoren, für die sich im Okto-
ber 1917 neue Möglichkeiten eröffneten 
und die die Gunst der Stunde zu nutzen 
wussten. 
Bei aller Besonderheit verweist die Ge-
schichte der Odessaer Arbeitslosen 
aber auch auf einen allgemeineren Zu-
sammenhang: Es waren nicht nur in 
Petrograd und Odessa, sondern auch 
andernorts im Russischen Reich oft-
mals Vertreter von im Zarenreich mar-
ginalisierten oder sogar diskriminierten 
Bevölkerungsgruppen, die den histori-
schen Moment der Revolution zu nutzen 
wussten. Wohlgemerkt: keinesfalls nur 

jüdische Akteure – um hier nicht das an-
tisemitische Stereotyp vom „jüdischen 
Revolutionär“ zu befördern! Die Ge-
schichte dieser peripheren Akteure der 
Revolution stellt ein vielversprechendes 
Forschungsfeld dar, das bisher noch 
nicht systematisch bearbeitet wurde.
Das Revolutionsjahr 1917 war in Odes-
sa auch durch besondere lokale Autono-
mieforderungen geprägt, die auf älteren 
Traditionen aufbauten aber auch die be-
sonders starke lokale und urbane Identi-
tät der Stadtbevölkerung in Abgrenzung 
zum Land zum Ausdruck brachten. Sie 
fanden ihren Ausdruck in den beiden 
konkurrierenden Konzepten: zunächst 
der Freistadt und dann der Sowjetrepu-
blik Odessa.
Die Oktoberrevolution hatte in Odessa 
eigentlich erst im Januar 1918 stattge-
funden: Nach Straßenkämpfen lokaler 

Die Potemkinsche Treppe am Hafen von 
Odessa – bekannt durch den Revolutions-
film Panzerkreuzer Potemkin von 1925
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Rotgardisteneinheiten gegen die uk-
rainischen Truppen der Zentralrada, 
bei denen letztere unterlagen, war es 
zur Einrichtung einer „Sowjetrepublik 
Odessa“ gekommen. Die Regierungs-
geschäfte übernahm in Odessa ebenso 
wie in der Hauptstadt Petrograd ein 
„Sowjet der Volkskommissare“, der fast 
ausschließlich aus gestandenen Bol-
schewiki, darunter einige Abgesandte 
der Petrograder Parteizentrale, bestand. 
Formal sollte die neue Sowjetregierung 
Odessas sowohl den Petrograder Volks-
kommissaren, als auch der ukrainischen 
Sowjetregierung in Charkow, die bereits 
im Dezember 1917 (als Gegenentwurf 
zur ukrainischen Zentralrada in Kiew) 
gebildet worden war, untergeordnet 
sein. Tatsächlich blieb das Verhältnis 
aber von starker Konkurrenz geprägt. 
Ihre formale Unterordnung unter die 
ukrainische Sowjetregierung hielt die 
Odessaer Sowjetrepublik auch nicht da-
von ab, autonome Machtansprüche zu 
verfolgen und ein eigenes Kommissariat 
für Auswärtige Angelegenheiten zu un-
terhalten. Bis zum März 1918 bildeten 
sich in der Ukraine dann noch weitere 
unabhängige Sowjetrepubliken auf der 
Krim und im Donezbecken (Donec-Kri-
voi Rog), die um Nahrungsmittel und 
andere Ressourcen konkurrierten. Die 
einzelnen Sowjetregierungen fühlten 
sich bestenfalls gegenüber Petrograd, 
aber nicht gegenüber der ukrainischen 
Sowjetregierung, die die oberste politi-
sche Autorität über die gesamte Ukraine 
beanspruchte, verantwortlich. 
Auch andernorts im ehemaligen Russi-
schen Reich entstanden in dieser Zeit 
eigenständige Sowjetrepubliken, wie 
etwa im April 1918 im Fernen Osten in 
der am Amur gelegenen Stadt Chaba-
rowsk. Nicht zuletzt war die Gründung 
dieser Sowjetrepubliken auch ein Ver-

such der Abgrenzung von größeren nati-
onalen oder regionalen anti-bolschewis-
tischen Projekten, wie der Ukrainischen 
Volksrepublik oder der Provisorischen 
Regierung in Sibirien. Oft fielen diese 
autonomen Sowjetrepubliken an den 
Peripherien des Imperiums schon bald 
dem Eingreifen äußerer Mächte zum 
Opfer: So wurde etwa das Ende der Sow-
jetrepublik Odessa schon nach wenigen 
Wochen durch die Besatzungsherrschaft 
der Mittelmächte eingeleitet. 
Diese frühen Formen eines Sowjetfö-
deralismus in der Peripherie, die von 
den sowjetischen Parteihistorikern spä-
ter (kaum überraschend) als unzulässige 
Abweichungen verurteilt wurden, sind 
von der Forschung in ihrer Bedeutung 
bisher noch nicht erkannt, geschweige 
denn systematisch untersucht worden. 

Revolution im Imperium
Heute existieren zwei konkurrierende 
historische Narrative zur Revolution in 
der Ukraine quasi nebeneinander: Uk-
rainische Historiker verstehen die Er-
eignisse des Revolutionsjahres 1917 oft 
als spezifisch Ukrainische Revolution, 
die hauptsächlich auf die Erzielung der 
nationalen Unabhängigkeit ausgerichtet 
war. Im Zentrum ihrer Arbeiten stand 
die Beschäftigung mit der politischen 
Geschichte der nationalen Institutionen 
und der Staatsgründung.
Im Gegensatz dazu verstand die Sowjet- 
Historiographie die Revolution in der 
Ukraine ausschließlich als Kampf sozia-
ler Klassen und damit als Teil der „Gro-
ßen Sozialistischen Oktoberrevolution“ 
Gesamtrusslands. Und die postsowjeti-
sche russische Historiographie knüpft 
zumindest teilweise daran an und misst 
den „bourgeoisen ukrainischen Nationa-
listen“ und den von ihnen gegründeten 

kurzlebigen ukrainischen Nationalstaa-
ten der Jahre 1917 bis 1921 bis heute 
nur marginale Bedeutung zu. 
Es mangelt bisher immer noch an Stu-
dien, die eine integrierende Sichtweise 
einnehmen und die nationalen und so-
zialen Entwicklungen des Revolutions-
jahres in ihrer wechselseitigen Abhän-
gigkeit und Verflechtung betrachten. 
Nahezu unerforscht ist die spannende 
transregionale Verflechtungsgeschichte 
verschiedener autonomer Gebilde des 
zerfallenden Imperiums in Revolution 
und Bürgerkrieg jenseits des Zentrums. 
Diese beinhaltete oftmals auch einen 
Transfer von Konzepten und Ideen. So 
wurden beispielsweise Konzepte der uk-
rainischen Volksrepublik zum Umgang 
mit Minderheiten in der russischen 
Fernostrepublik, wo die ukrainische Di-
aspora eine wichtige Rolle spielte, spä-
ter erneut aufgegriffen.
Die Feierlichkeiten zum 100-jährigen 
Revolutionsjubiläum werden in Kiew 
ganz im Zeichen der nationalen ukrai-
nischen Revolution und der (geschei-
terten) ukrainischen Staatsgründungs-
versuche (1917-1921) stehen, die in der 
offiziellen ukrainischen Geschichtspoli-
tik als „wichtigste und schwierigste Pe-
riode der Geschichte des ukrainischen 
Volkes im 20. Jahrhundert“ gilt. 
In Russland gedenkt man hingegen der 
„Großen Russländischen (Rossijskaja) 
Revolution“, die, die gesamte Zeitspan-
ne von 1917 bis 1922 (also Februar- und 
Oktoberrevolution sowie den Bürger-
krieg) als Gesamtepoche zusammen-
fasst. Zugleich wird diese Zeitspanne 
(im historischen Rückgriff auf ihren Vor-
läufer im 17. Jahrhundert) als „Zeit der 
Wirren“ bezeichnet und als eine Zeit des 
Übergangs verstanden. Die Revolution 
erscheint nun auch nicht mehr als Grün-
dungsmythos einer gerechteren Gesell-
schaft, sondern als „Störfaktor in einem 
übergeordneten imperialen Projekt“ – 
so hat es der Schweizer Slawist Ulrich 
Schmid jüngst bezeichnet.

ist Professorin für Osteuropäische Geschichte an der Universität Heidelberg. Sie forscht unter 
anderem zur Geschichte Russlands, der Ukraine und der Sowjetunion im 19. und 20. Jahrhundert 
und zu Vergangenheitspolitik in Osteuropa.

Tanja Penter
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unique: Herr Überall, wenn wir auf die Weltkarte von Re-
porter ohne Grenzen für 2017 blicken, ist es gerechtfer-
tigt, dass Deutschland noch die Bestnote erhält?
Überall: Auch wenn wir Einschränkungen in der Pressefreiheit 
haben: Unsere professionell erstellte Medienlandschaft ist im-
mer noch relativ vielfältig und Journalisten und Journalistinnen 
können hier immer noch recht frei arbeiten. Das ist in anderen 
Ländern anders. Insofern leben wir ein Stück weit auf der Insel 
der Glückseligen. Aber auch wir haben Probleme.

Jammern wir also auf hohem Niveau?
Bei einem Menschenrecht wie der Pressefreiheit ist jegliche 
Einschränkung beklagenswert. Insofern fällt es mir schwer, 
von einem hohen Niveau zu sprechen. Wir haben Probleme 
in Deutschland, zum Beispiel Übergriffe auf Journalisten und 
Journalistinnen bis hin zu Menschen, die mit dem Auto ins Ver-
lagsgebäude fahren, weil sie sich geärgert haben, in diesem 
Fall beispielsweise über den Abdruck von Mohamed-Karikatu-
ren. Das hat eine neue Qualität gewonnen. In den vergangen 
20 Jahren habe ich als Journalist selbst viel über rechtsextre-
me Demonstrationen berichtet. Früher war es so, dass man 
mal beschimpft wurde. Da haben sich die Nazis, damals noch 
ganz klassisch mit Glatze und Springerstiefeln, zu den Journa-
listen umgedreht und gerufen: „Wir kriegen euch alle!“ Das 
war nicht schön, aber es tat nicht wirklich weh. Anders ist es 
allerdings, wenn es einen ganz persönlich betrifft. Wenn man 
den Feuerwerkskörper vor die Füße geworfen bekommt; wenn 
Bierflaschen fliegen, an Polizeiautos zerschellen und sich die 
Scherben in alle Richtungen verteilen. Das ist wirklich gefähr-
lich. Wenn man persönlich angegangen und körperlich bedroht 
wird, die Hassbotschaften im Internet. Dann die Gesetzeslage 
in Deutschland, wo viele Dinge die Arbeit von Journalisten und 
Journalistinnen einschränken, etwa die Vorratsdatenspeiche-
rung: Wir können Informanten und das Redaktionsgeheim-
nis kaum noch schützen. All das schränkt die Pressefeiheit in 
Deutschland auch ein. Da werden wir nicht müde, weiterzu-
kämpfen.

Sie haben Ihr Amt Ende 2015 angetreten, also in einer 
aufgeheizten Situation. Wie würden Sie im Rückblick 
Ihre ersten Erfahrungen in diesem Amt beschreiben?
Zum einen habe ich die Situation im Bundesvorstand vorher 

schon ein bisschen mitbekommen – als Medien- und Politikwis-
senschaftler sowieso. Ich habe mich auch häufiger öffentlich 
dazu geäußert. Ich habe diese Bedrohung der Kollegen und 
Kolleginnen, etwa bei Demonstrationen, sofort zur Chefsache 
gemacht. Wir haben zum Beispiel einen Watch-Blog gestartet: 
augenzeugen.info. Das ist sehr gut angekommen und hat un-
ter anderem dazu geführt, dass wir zwei Mal im Kultur- und 
Medienausschuss des Bundestages vortragen durften; dass wir 
in den Landesverbänden mit verschiedenen Landespolitikern 
gesprochen haben, die zum Teil erst dadurch auf die Situation 
aufmerksam wurden – was einzelne Polizisten oder Behörden-
leiter vor Ort erleben, wird nicht unbedingt ins Innenministeri-
um gemeldet. Es muss darauf hingewiesen werden, dass Pres-
se besonders geschützt werden muss, weil sie auch besonders 
unter Druck steht. Es kann nicht sein, dass Kolleginnen und 
Kollegen mit Bodyguards auf Demonstrationen gehen, um be-
richten zu können. Insofern war das eine Herausforderung, die 
auch im Gespräch mit Polizeigewerkschaften, mit Politikern, 
mit verschiedenen Experten und über augenzeugen.info mit 
Augenzeugen gut angegangen werden konnte. Wir haben da-
bei das getan, was wir am besten können, nämlich die Situa-
tion zu beschreiben. Das geschah in Interviews oder eigenen 
Texten von Kolleginnen und Kollegen. Darüber hinaus gab und 
gibt es natürlich eine ganze Reihe von Herausforderungen, die 
mit dem Amt zusammenhängen, zum Beispiel Gesetzesvorha-
ben, zu denen wir auch gehört werden. Als Ehrenamtler ist das 
wirklich eine Herausforderung, weil man sich ständig neu in 
Gesetzesvorhaben einarbeiten muss, um den politischen Kern 
herauszuschälen. Natürlich habe ich dabei Unterstützung von 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern. Aber letzten Endes muss 
ich es nach außen vertreten. Die Arbeit macht Spaß, sie ist aber 
auch anstrengend. Und es gehört natürlich nicht nur die Reprä-
sentation im Bereich der Politik, sondern auch gegenüber der 
Öffentlichkeit dazu.

Vorwürfe gegen die Lügenpresse häufen sich. Sehen Sie 
in dieser Situation vielleicht auch eine Chance? Oder hat 
diese Debatte nur negative Auswirkungen?
Lügen bedeutet – wenn man in den Duden schaut – die Wahr-
heit zu kennen und das Gegenteil zu sagen beziehungsweise 
zu berichten. Die meisten Leute wissen, dass das vollkomme-
ner Unsinn ist. Selbst die Funktionäre der AfD gehen mittler-

Zwischen Lügepressevorwürfen und Drohungen: Frank Überall, Bundesvorsitzender des 
Deutschen Journalistenverbands, spricht mit unique über Einschränkungen der Presse-
freiheit, Gegenmaßnahmen und das sich wandelnde Selbstverständnis der Branche.

„Presse muss geschützt werden, weil 
sie besonders unter Druck steht“
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weile dazu über, eher von „Lückenpresse“ zu sprechen – sie 
meinen, dass wir Relevantes weglassen würden. Das sehe ich 
nicht so. Aber das ist ein gesellschaftlicher Diskurs, den wir 
führen müssen. Damit sind wir in einer Situation, die wir frü-
her nicht kannten. Früher sind wir sozusagen als Prophet auf 
den Berg gestiegen und haben gesendet, aber nicht empfan-
gen. Es gab vereinzelte Zuschriften von Lesern oder Hörern. 
Auf einmal sind wir heute – auch durch die sozialen Netzwerke 
– in der Situation, unseren Beruf erklären zu müssen. Für uns 
ist das noch eine neue Herausforderung. Aber der Diskussion 
müssen wir uns stellen, und das tun wir auch zunehmend. Wir 
haben dadurch in der Tat eine Chance, nämlich die, unseren 
Beruf noch einmal zu erklären und den Leuten auch zu sagen, 
warum sie eigentlich für Journalismus bezahlen sollen. Das ist 
heute auch nicht mehr selbstverständlich; man meint, dass man 
alles gratis bekommen kann. Aber wenn es Hochqualifizierte 
erstellen, kann das auf Dauer nicht funktionieren. Man kann 
sich nicht nur von irgendwelchen Anzeigeneinnahmen finanzie-
ren. Besonders im Netz kann das nicht funktionieren. Journalis-
mus kostet Geld! Das deutlich zu machen, ist unsere Aufgabe. 
Gleichzeitig geht es darum, unser Handwerk zu erklären: Wie 
machen wir eigentlich Nachrichten, wie machen wir Berichte 
und wie machen wir ein Feature oder Einordnungen? Und was 
ist der Unterschied? Ein Kommentar ist etwas ganz Persönli-
ches, eine Kommentierung des Geschehens, bei der subjektive 
Haltungen gefragt sind. Man muss in der Öffentlichkeit über 
journalistische Genres aufklären. Neutralität wird als Maßstab 
auch nicht immer am einzelnen Artikel angelegt, sondern ins-
gesamt an die Berichterstattung in dem Medium und in der 
Pressevielfalt. 

Stichwort Lückenpresse: In der Debatte um Ziffer 12 des 
Pressekodex, zur Nennung der Nationalitätszugehörig-
keit bei Straftaten, hat sich der DJV für die Beibehaltung 
des Passus ausgeprochen. Wie sehen Sie die Rolle des 
DJV in solchen Diskussionen? 
Es geht darum, die Interessen der Journalistinnen und Journa-
listen nachhaltig zu vertreten. Es hat eine Präzisierung, aber 
keine Abkehr von diesem Prinzip gegeben. Wir brauchen in die-
sem Bereich handhabbare Regeln. Unsere Rolle erfordert es 
aus der Praxis heraus, nachzufragen, ob das noch handhabbar 
und aktuell ist oder ob es infrage gestellt werden sollte. Auch 
wir haben natürlich intern Diskussionen darüber. Aber ich bin 
der festen Überzeugung, dass wir keine Angabe von Religion 
und Staatsangehörigkeit benötigen. Sonst müsste sie grund-
sätzlich erfolgen, auch wenn der evangelische Westfale oder 
der katholische Bayer etwas anstellt. In den Fällen, in denen 
es einen konkreten Zusammenhang mit der Tat gibt, nennen 
wir es ja, zum Beispiel bei der italienischen Mafia. Die Diskus-
sion ist teilweise auch etwas aufgeheizt worden. Von rechtsex-
tremer Seite wurde etwa versucht darzulegen, dass Ausländer 
deutlich überproportional kriminell seien. Das ist Unsinn und 
in Statistiken nicht zu finden. Solch populistischer Mittel wird 
sich bedient, um Politik zu machen. Es ist ja eine Einstellung, 
die in Teilen der Bevölkerung tatsächlich vorhanden ist. Sie 

muss sich in einem demokratischen System mit Meinungsfrei-
heit auch irgendwo im Diskurs wiederfinden. Die Frage ist nur, 
was wir daraus machen. 

Sei es über soziale Netzwerke oder das Compact-Maga-
zin – im Prinzip kann mittlerweile jeder „journalistisch“ 
arbeiten. Braucht es ein Prädikat, um Mediennutzer und 
Journalisten zu schützen und Fake News einen Riegel 
vorzuschieben?
Eine Lizensierung spielt darauf an, dass sie staatlich sein könn-
te. Das halte ich für absolut falsch. Ich hatte vor ein paar Jahren 
schon mal als Wissenschaftler in die Diskussion geworfen, dass 
man diejenigen positiv hervorhebt, die sich den Regeln des 
Pressekodexes anschließen. Aber man könnte sich überlegen, 
ein Referat oder Organ zu eröffnen; für die Einhaltung des Pres-
sekodexes könnte dann ein Qualitätssiegel geführt werden. Das 
könnte für einzelne Autorinnen und Autoren oder Blogs gelten 
und könnte dann, ähnlich wie beim deutschen Spendensiegel, 
auch wieder aberkannt werden. Darüber könnte man nachden-
ken. Teilweise wird darüber in Podiumsdiskussionen und bei 
Fachveranstaltungen auch schon diskutiert. Als ersten Schritt 
müssen wir aber Medienkompetenz wieder in die Schulen und 
auch als Thema in die Gesellschaft bringen. Denn viele kön-
nen nicht mehr unterscheiden, was die FAZ ist, was die Junge 
Freiheit ist, die taz, das Neue Deutschland... Manchen ist das 
wirklich nicht bewusst und das erschreckt mich immer wieder.

Können Sie uns Nachwuchsjournalisten abschließend 
drei Ratschläge mit auf den Weg geben?
Der erste Ratschlag: Wenn Sie nicht für diesen Beruf bren-
nen, lassen Sie es sein. Dafür ist er zu anstrengend. Zweitens: 
Wenn Sie für diesen Beruf brennen, lassen Sie sich nicht davon 
abbringen. Dafür ist er zu schön. Und drittens: Fangen Sie nicht 
an, sich zu verbiegen. Dann suchen Sie sich lieber einen ande-
ren Beruf. Dieser Job ist toll, aber nur dann, wenn man auch 
so berichten kann, wie es das Handwerk gebietet: unabhängig. 
Nur dann ist der Job auch so, wie er in dieser Gesellschaft sein 
muss.

Herr Überall, wir danken Ihnen für das Gespräch.

Das Interview führten Annegret & Frank.

ist Politik- und Medienwissenschaftler, Autor und 
Journalist mit Schwerpunkt Hörfunk. Seit 2015 ist er 
Vorsitzender des Deutschen Journalistenverbands, 
der größten Journalistengewerkschaft Deutschlands.

Frank Überall

Das komplette Interview findet ihr demnächst 
auf unique-online.de
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Die Marokkanische Sahara, eine 
weite Landschaft, ist eine vielsei-
tige Region voller Kontraste. Fas-

zinierend, unwirtlich, reich, mysteriös.“ 
Die einleitenden Sätze des Reiseführers, 
der in Zusammenarbeit mit Marokkos 
staatlicher Entwicklungsagentur für die 
sogenannten „südlichen Provinzen“ her-
ausgegeben wurde, klingen verlockend. 
Romantische Dünenlandschaften, fol-
kloristisch gekleidete Einheimische und 
Kamele lächeln den potentiellen Reisen-
den von den Hochglanzseiten an. Das 
maghrebinische Königreich, so die offi-
zielle Botschaft, ist stolz auf die Kultur 
und Geschichte „seiner“ Sahara und die 
„Wiederherstellung der natürlichen ter-
ritorialen Integrität“. „Für die marokka-
nische Bevölkerung gehören die ‚südli-
chen Provinzen’ völlig selbstverständlich 
zu Marokko und die Autonomiepläne 
der Regierung gelten als weitreichendes 
Entgegenkommen. Wer anders denkt, 
gilt als Landesverräter“, fasst es die 
stellvertretende Vorsitzende des Unter-
ausschusses für Menschenrechte im Eu-
ropäischen Parlament, Barbara Lochbih-
ler, zusammen.
Im Zuge der Entkolonialisierung Afrikas 
erhoben Marokko und Mauretanien An-
spruch auf die spanische Kolonie, der 
Internationale Gerichtshof sprach je-
doch 1974 der indigenen Bevölkerung, 
den Sahrauis, das Selbstbestimmungs-
recht zu, das durch ein Referendum be-
stätigt werden sollte. Spanien zog sich 
daraufhin unvermittelt zurück, was zu 
Konflikten und zur Teilung der West-
sahara zwischen Marokko und Maure-
tanien führte. Heute werden Marokkos 

Gebietsansprüche nach außen hin von 
einem über 2.500 Kilometer langen, 
verminten Sandwall geschützt und im 
Inneren von einem repressiven Sicher-
heitsapparat verteidigt. Die Sahrauis 
verließen im Zuge der Kämpfe nach der 
marokkanischen Annexion zahlreich den 
Landstrich. Viele von ihnen leben heu-
te in algerischen Flüchtlingslagern um 
Tindouf und nur wenige in dem von der 
Frente Polisario, der auch militärisch 
agierenden sahrauischen „Befreiungs-
front“, beherrschten Gebiet jenseits des 
Grenzwalls. Die Polisario wird auch von 
Algerien, dem Kontrahenten Marokkos 
in der Region, unterstützt. Innerhalb 
des marokkanisch kontrollierten Gebie-
tes fühlen sich viele Sahrauis als Bürger 
zweiter Klasse, von einigen ausgewähl-
ten kooperationswilligen Vorzeigeper-
sönlichkeiten abgesehen. 

Eine Mauer aus Sand
Der Waffenstillstand zwischen beiden 
Seiten wird seit 1991 von der UN-Missi-
on MINURSO (dt.: Mission der Vereinten 
Nationen für die Durchführung des Refe-
rendums in der Westsahara) mit Sitz im 
westsaharischen Laayoune überwacht. 
Das seit 1974 angedachte Referendum 
wurde bis heute nicht abgehalten, da 
sich die Konfliktparteien nicht einigen 
konnten, wer abstimmungsberechtigt 
ist.
Das Verhältnis zwischen Marokko 
und der UN ist dabei nicht immer 
reibungslos gewesen. Als quasi reine 
Beobachtungsmission, die bis heute 
trotz mehrerer Anläufe auch nicht 

2.500 Kilometer Sandwall durchziehen die Westsahara. 
Warum Horst Köhlers neuer Job nicht einfach wird, erklärt 
u.a. ein ehemaliger Leiter der UN-Friedensmission.

Der vergessene Konflikt:
Quo vadis, Westsahara?

von Annett Hellwig & Stefan
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mit dem Mandat ausgestattet ist, die 
Menschenrechtslage vor Ort explizit 
zu beurteilen, ist MINURSO mehr 
oder weniger auf das Wohlwollen der 
marokkanischen Behörden angewiesen. 
Kleinere Stützpunkte der UN außerhalb 
Laayounes sind von einer Art Mini-
Sandwall der Royal Moroccan Army 
umgeben; offiziell zum Schutz der 
unbewaffneten UN-Truppen, doch die 
marokkanischen Stützpunkte stellen 
auch die Kontrolle des UN-Personals 
sicher. Es kam in der Vergangenheit zu 
teils absurden Szenen, wie etwa 2007: 
Eine einzelne marokkanische Flagge, 
die bis dahin auf dem MINURSO-
Gelände in der Provinzhauptstadt 
Laayoune wehte, wurde eingeholt, 
um auch nach außen sichtbar dem 
Neutralitätsanspruch der UN gerecht 
zu werden. Darauf folgend erhob sich 
ein ganzer Flaggenwald, der den UN-
Stützpunkt quasi mit marokkanischen 
Hoheitssymbolen umzingelte und so- 
mit den Kontrollanspruch und die 
Deutungsmacht in dem Gebiet klar- 
stellen sollte. Während diese kuriose 
Episode (die Flaggen wurden still-
schweigend nach und nach wieder 
reduziert) vergleichsweise harmlos 
vorüberging, fühlte sich Marokko An-
fang 2016 jedoch zu deutlicheren 
Maßnahmen genötigt, um zu zeigen, wer 
in der Westsahara das Heft in der Hand 
hält: Der damalige UN-Generalsekretär 
Ban Ki-moon hatte es gewagt, während 
eines Besuchs der Flüchtlingslager 
im Süden Algeriens den Begriff der 
occupation auf Marokkos Verhältnis 
zu seiner „Südprovinz“ anzuwenden. 
Als Ausdruck der Empörung darüber 
verwies die marokkanische Führung 
mehrere Dutzend ziviler UN-Mitarbeiter 
des Landes. Dies ist ein typisches 
Beispiel für das Verhalten beider 
Konfliktparteien: „Die Arbeit von reinen 
Beobachtermissionen, wie es MINURSO 
de-facto ist, ist immer kompliziert“, 
meint der ehemalige MINURSO-
Leiter Dr. Wolfgang Weisbrod-Weber: 
„Solche Einsätze haben praktisch keine 
eigenen Hebel, um das Verhalten der 
Streitparteien zu beeinflussen, denn 
die Hebel halten der Sicherheitsrat und 

einzelne ‚Staaten mit Einfluss’. Deshalb 
ist es für die Streitparteien relativ einfach 
– und folgenlos –, ihre Unzufriedenheit 
über ‚die UN’ mit Sanktionen gegen die 
jeweilige Mission auszudrücken.“

Fisch, Phosphat und 
Menschenrechte
Marokko indes profitiert wirtschaftlich 
von dem Landstrich in der Wüste: Neben 

weißem Saharasand zur Verschönerung 
kanarischer Strände und Arganöl zur 
Veredelung aller möglichen Kosmetik-
produkte rentieren sich für das König-
reich unter Mohammed VI. vor allem die 
– vielleicht weltweit größten – Phosphat-
vorkommen und die (noch) reichen  
Fischereigründe vor der langgestreck-
ten Atlantikküste. Des Weiteren ist das 
Gebiet als Verbindung zu den anderen 
Staaten Nordwest-Afrikas von großer 

Offizielle UN-Karte der Westsahara mit Stützpunkten (blau) und Sandwall (rot)
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Bedeutung und unterstreicht gleichzei-
tig den Anspruch als Regionalmacht, 
denn die Westsahara bzw. die „Südlichen 
Provinzen“ bilden immerhin 37 Prozent 
des Staatsterritoriums Marokkos. Somit 
profitiert das Königreich einerseits vom 
Status quo, andererseits zieht der Kampf 
um die Westsahara viele Ressourcen aus 
dem marokkanischen Staatsapparat. 
„Was die Zeit angeht, so glaube ich nicht, 
dass sie unbedingt für Marokko arbeitet. 
Marokko kann soviel Straßen bauen, wie 
es will; soviel Fischereiabkommen mit 
der EU abschließen, wie es will; soviel 
Truppen zu UN-Einsätzen senden, wie 
es will – die ‚dunkle Wolke’ über dem 
Land wird nicht weggehen, so lange das  
Westsahara-Problem nicht gelöst ist“, 
kommentiert ein Beobachter.
Diese Ansicht wird auch von dem 
Ende 2016 gefällten EuGH-Urteil zum 
Freihandelsabkommen mit Marokko be- 
stätigt. Das Gericht kritisierte, dass 
Produkte aus dem westsaharischen Teil 
Marokkos nicht zu den gleichen Konditi-
onen importiert werden dürften wie aus 
dem völkerrechtlich anerkannten Teil 
des Königreiches. Man mache sich zu 
„Komplizen der marokkanischen Besat-
zung, wenn man zu diesen Bedingungen 
Waren und Produkte aus der Westsahara 
importiert, – möglicherweise noch von 
deutschen oder europäischen Unter-
nehmen, die dort Geschäfte machen“, 
erklärt Barbara Lochbihler. Doch wider-
standslos wurde das Urteil nicht hinge-
nommen, wie Werner Ruf, Professor für 
Politikwissenschaft, verdeutlicht: „Die 
EU-Kommission hat – mit Unterstützung 
Deutschlands – Einspruch gegen das Ur-
teil eingelegt. Derzeit sieht es so aus, als 
ob die EU-Kommission alle möglichen 
Ausflüchte sucht, um dem Urteil nicht 
entsprechen zu müssen.“ Dabei sind 
nicht nur Handelsinteressen entschei-
dend: „Marokko wird gebraucht: Für 
die Stabilität in der Region, für die Ab-
wehr von Flüchtlingen, im Kampf gegen 
den Terrorismus, bei der Nutzung von  
Bodenschätzen und Fischbeständen. Die 
Bundesregierung kann keinen Druck auf 
Marokko ausüben, wenn es abgelehnte 
Asylbewerber dorthin zurückschicken 
will“, so Ruf. „Auch Spanien hat mit 
seinen Enklaven Ceuta und Melilla ein  

Interesse an Grenzsicherung. Frankreich 
möchte seine erheblichen Rüstungsver-
käufe an Marokko sichern“. Rein the-
oretisch hätte die EU als wichtigster 
Handelspartner Marokkos durchaus ein 
Druckpotential, das sie zur Beilegung 
des Westsahara-Konfliktes nutzen könn-
te. „Die Mitgliedsstaaten müssten sich 
nur einig sein.“ 
Einig scheint man sich aber nur in einem 
Punkt zu sein: Wirtschaftsinteressen und 
die Angst vor einer Destabilisierung des 
Landes lassen den Status quo als ge-
ringstes Übel erscheinen.
Marokko gab indes zwischenzeitlich 
auch Grund zur Hoffnung, zum Beispiel 
mit der Gründung des Nationalen Men-
schenrechtsrates, der auch international 
Anerkennung erfährt. „Im Internationa-
len Verband der Menschenrechtsinsti-
tute bringt der marokkanische Rat sich 
engagiert ein. Im Hinblick auf den völker-
rechtlichen Status der Westsahara folgt 
er aber ganz klar der politischen Vorga-
be des Königshauses“, ordnet Lochbihler 
die Arbeit des Menschenrechtsrates ein. 
Gleichzeitig gibt es wenig Transparenz 
hinsichtlich der Situation in der West-
sahara, schildert Politologe Ruf: „Marok-
ko behindert nach wie vor Journalisten 
und Parlamentarier bei der Einreise in 
das Gebiet, sodass nur wenig über die 
tatsächliche Lage nachprüfbar bekannt 
wird. Derzeit findet in zweiter Instanz 
ein Prozess gegen über zwanzig Sahrau-
is statt, die beschuldigt werden, 2010 
ein Protestlager organisiert zu haben. 
Obwohl es sich dabei um Zivilisten han-
delt, wird der Prozess vor einem Militär-
gericht geführt, Geständnisse wurden 
unter Folter erpresst, ausländische Be-
richterstatter werden nicht zugelassen.“

Quo vadis, Westsahara?
Der bisherige Persönliche Gesandte des 
UN-Generalsekretärs für die Westsaha-
ra, Christopher Ross, hatte im März 2017 
seinen Rücktritt bekanntgegeben – ein 
Schritt, den schon viele seiner Vorgänger 
getan haben: „Es gehört aber auch zum 
guten Ton, einem neuen Generalsekre-
tär die Möglichkeit zu geben, sich neu-
es Führungspersonal zu suchen“, kom-
mentiert der langjährige UN-Mitarbeiter 

Weisbrod-Weber. So braucht der neue 
UN-Sondergesandte, Bundespräsident  
a. D. Horst Köhler, internationale Ver-
handlungsunterstützung, vor allem 
durch den neuen UN-Generalsekretär. 
„Dazu gehört auch, dass die Verein-
ten Nationen endlich das Mandat der 
MINURSO auch mit dem Auftrag zur 
Überwachung der Menschenrechtssitu-
ation ausstatten. Dies hat Marokko bis-
her mit französischer Unterstützung im 
Sicherheitsrat zu verhindern gewusst“, 
verdeutlicht die EU-Parlamentarierin 
Lochbihler.
Marokkos kürzlicher Wiedereintritt in 
die Afrikanische Union, aus der das 
Land 1984 wegen der Aufnahme der 
„Demokratischen Arabischen Republik 
Westsahara“ ausgetreten war, wird auch 
keine schnelle Veränderung im Verhal-
ten der Konfliktparteien bewirken, da 
sind sich alle befragten Experten einig. 
Denn Marokko pflegt seine Freundschaf-
ten auf dem afrikanischen Kontinent vor 
allem durch geliehenes Geld aus den 
Emiraten. Viel wichtiger ist die bereits 
erwähnte Abhängigkeit zu einigen eu-
ropäischen Staaten, die Angst vor einer 
Destabilisierung des Königreichs haben 
und deshalb keinen Druck ausüben. „Vor 
kurzem hat Marokko einen kleinen Strei-
fen des Territoriums im Süden nahe der 
mauretanischen Grenze besetzt. Das war 
ein klarer Verstoß gegen das Waffenstill-
standsabkommen“, erklärt Werner Ruf. 
Er vertritt die Meinung, dass es trotz des 
kurzzeitigen Stand-offs der beiden ver-
feindeten Parteien nicht zu einer Eskala-
tion kommen wird. Eine schnelle Lösung 
des Konfliktes ist aber ebenso unwahr-
scheinlich, da die internationale Gemein-
schaft nicht mit einer Stimme spricht 
und andere Konflikte das Thema überla-
gern. Dieses Dilemma fasste bereits ein 
anderer ehemaliger MINURSO-Leiter in 
treffende Worte: „The Western Sahara is 
on the top of no one’s agenda.“

Annett Hellwig hat Peace and Conflict 
Studies in Marburg studiert und hat  
gemeinsam mit unserem Redakteur 
Stefan die UN-Mission MINURSO in 
der Westsahara besucht. 
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LebensArt

Ein kleines Mädchen mit Puppe in 
Nahaufnahme. Während sie in ein 
Flugzeug steigt, ertönt epische 

Musik. Szenenwechsel: Eine amerikani-
sche Militärflotte in Küstennähe, die das 
Passagierflugzeug abschießt. Menschen 
aus dem nahegelegenen Ort laufen ange-
sichts des Schreckens am Strand zusam-
men; Arbeiter schwenken iranische Fah-
nen und klopfen sie rhythmisch auf den 
Boden. Ein Ausdruck des unbeugsamen 
Widerstandes.
Es gehört zu den großen Stärken von Fil-
men, den Zuschauer emotional zu ergrei-
fen. Genau dieser Aspekt macht dieses 
Medium auch für die Verbreitung politi-
scher Botschaften interessant: Ob diese 
nun unterschwellig in fiktionale Inhalte 
eingestreut werden und erst langsam 
zu Überzeugungen heranreifen oder in 
einem pseudodokumentarischen Format 
die Meinung und das Verhalten des Be-
trachters unmittelbar beeinflussen sol-
len. Die Fähigkeit des Films, eine Illusion 
der Wirklichkeit zu erschaffen und neue, 
unbekannte Perspektiven auf die Welt 
zu eröffnen, vermittelt den Anschein der 
Unmittelbarkeit und Wahrhaftigkeit.
Das versucht auch der zu Beginn skiz-
zierte iranische Kurzfilm We Will Resist 
von 2016: Basierend auf einer wahren 
Begebenheit, dem Abschuss des Iran-
Air-Flugs 655 durch ein amerikanisches 
Kriegsschiff im Juli 1988, endet  der Film 
damit, dass die Männer nur mit ihrer Wil-
lenskraft und dem rhythmischen Klopfen 
eine Welle auslösen, die die US-Flotte im 
Persischen Golf unter sich begräbt. Man 
kann gar nicht anders als zu schmunzeln 
bei so viel Pathos. Im Iran, dessen politi-
sches System unter anderem durch theo-
kratische und autoritäre Elemente ge-
prägt ist und in dem mithilfe von Zensur 

und Verboten versucht wird, bestimmte 
Sicht- und Lebensweisen zu vermitteln, 
stellen Propagandafilme ein verbreitetes 
Hilfs- und Machtmittel dar.
„Im Iran haben Literatur und Film immer 
eine wichtige Rolle gespielt“, so Anoush 
Masoudi, ein in Deutschland lebender 
iranischer Student der Filmwissenschaf-
ten und Kurator des Länderschwerpunkts 
Iran beim diesjährigen cellu l’art-Kurz-
filmfestival in Jena, das dem Propaganda-
film im 21. Jahrhundert einen eigenen 
Filmblock widmete. So wurde vor der 
Islamischen Revolution 1979 und unter 
dem Schah-Regime nicht nur der Film 
allgemein gefördert, sondern auch poli-
tische Propagandafilme zur Rechtferti-
gung der Herrschaft genutzt.

Mit Kopftuch ins Bett
Nach der Revolution von 1979 empfan-
den deren Führer Kinos zunächst als 
amoralische Institutionen und brachten 
das Filmschaffen im Land zum Stillstand 
– bis sie das Potenzial des Propaganda-
filmes für sich entdeckten, etwa zur Ver-
breitung „islamischer Werte“ und zur 
Konstruktion von Feindbildern im Kon-
text des Irak-Iran-Krieges. Im iranischen 
Kriegsfilmgenre wurde der Krieg oft als 
glorreich und „heilig“ dargestellt, indem 
er das Gute in den Protagonisten hervor-
bringt und nationalistische Gefühle mit 
propagandistischer Botschaft unterlegt. 
Der Stil war an die Propagandafilme der 
Sowjetunion und DDR angelehnt. Da-
neben produzierte man Filme, die sich 
konkret gegen bestimmte Gruppen, wie 
Kommunisten, Liberale oder Reformis-
ten, richteten.
Die Inhalte der Filme haben sich im Lau-
fe der Zeit stark verändert, nach dem 

Die „heilige“ Kamera 
In der iranischen Filmindustrie existiert ein Sektor für 
Propagandafilme, in dem islamische Werte, kitschiger 
Pathos und Feindbilder im Vordergrund stehen.

von AnneG & Ladyna
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Pathos-schwangerer Widerstand gegen den Feind USA: Szenen aus We Will Resist (Iran, 2016)

Iran-Irak-Krieg hat sich die Propaganda 
vermehrt auf Amerika und seine Kultur 
sowie Israel als Gegner fokussiert. Dabei 
ist die Ausrichtung dieser Anfeindungen 
laut Anoush eine rein politische: „Es gibt 
gar keine Filme gegen Juden, nur gegen 
die Regierung in Israel.“ Daneben exis-
tieren Propagandafilme, die spezifisch 
religiöse Themen aufgreifen. Besonders 
in der Darstellung der Frau wird reli-
giöse Sittsamkeit durchexerziert. Dazu 
kommt die Zensur, die unabhängig von 
Genre und Intention des Films existiert 
und keine unverschleierte Darstellung 
von Frauen zulässt – selbst wenn dies 

fernab von der Lebenswirklichkeit ist: 
Während im häuslichen Umfeld keine 
Kopftücher getragen werden, gehen in 
der Filmwelt selbst nächtliche Gespräche 
von Ehepaaren im Bett mit der Darstel-
lung verschleierter Frauen einher. Die 
beiden Partner werden voneinander ab-
gewendet dargestellt, durch Kissen oder 
ähnliches werden Barrieren der Sittsam-
keit stilisiert. Beinahe überflüssig zu er-
wähnen, dass Darstellungen von Nackt-
heit und Sexualität ganz fehlen.
Gleichzeitig trifft die Zensur alle, deren 
Filme nicht mit der Regierungslinie kon-
form gehen, wie etwa Abbas Kiarosta-
mi, dessen Filme über zehn Jahre nicht 
in seinem Heimatland gezeigt werden 
durften. „Ich denke, sie verstehen meine 
Filme nicht, so dass sie verhindern, dass 
diese gezeigt werden, für den Fall, dass 
meine Filme eine Nachricht enthalten, 
die sie nicht verstehen“, so Kiarostami in 
einem Interview.
Für die Propagandafilme existieren da-
gegen verschiedene Förderungsinstitu-
te, teilweise stehen hohe Budgets zur 
Verfügung – besonders verführerisch 

für junge Filmemacher, die so Ideen re-
alisieren und sich ausprobieren können. 
„Die Propagandafilme des Iran heutzuta-
ge sind richtig professionell und teuer“, 
so Anoush. „Niemand schaut schlecht 
umgesetzte Propagandafilme“. Zum Teil 
werden sie sehr aufwändig produziert, 
die Botschaften subtiler verpackt und ein 
höherer Wert auf die ästhetische und dra-
maturgische Qualität gelegt. Sie haben 
sich an den amerikanischen Stil ange-
passt, weil dieser eher dem Geschmack 
der breiten Bevölkerung entspricht. Da-
mit hat sich auch die Reichweite der Fil-
me erhöht, trotzdem steht die Wirkung 

nicht im Verhältnis zu den eingesetzten 
Mitteln. Die Rezipienten sind meist jene, 
die bereits auf Regierungslinie liegen, 
denn am Ende wollen die Menschen un-
terhalten werden und nicht indoktriniert. 
„Die normalen Leute im Iran schauen ei-
gentlich keine Propagandafilme, die wol-
len amerikanische Serien sehen“, fügt 
Anoush hinzu.

Neue Feindbilder
Machthaber oder angehende Macht-
haber, sind heute gezwungen, mit den 
technischen Neuerungen mitzugehen, 
obwohl diese an und für sich für eine pro-
gressive Gesellschaft stehen, die sie ei-
gentlich ablehnen. So traf sich während 
des diesjährigen Präsidentschaftswahl-
kampfes der erzkonservative Kandidat 
Ebrahim Raeissi, der öffentliche Kon-
zerte ablehnt, mit dem iranischen Mu-
sikstar und Rapper Amir Tataloo, in des-
sen Videos halbnackte Frauen zu sehen 
sind. „Religion und Moral sind lediglich 
vorgeschobene Phrasen, um die Macht 
des Regimes zu rechtfertigen“, erklärt 

Anoush. Aber Propaganda wird nicht nur 
von Seiten des Systems eingesetzt, auch 
die Gegner machen sich dieses Mittel zu-
nutze. Einige Filmemacher im Iran und 
auch in Europa drehen Filme gegen die 
Regierung und landen damit auf westli-
chen Film-Festivals; ihr Erfolg lässt sich 
oft in Preisen messen.
Auch wenn sich die iranische Gesell-
schaft insgesamt langsam verändert und 
Propagandafilme keinen hohen Stellen-
wert im täglichen Medienkonsum ein-
nehmen, wird dies gerade angesichts 
der aktuellen politischen Lage nicht ihr 
Ende sein. „Schon jetzt gibt es Konflik-

te zwischen Saudi-Arabien und Iran und 
ich sehe, dass die Regierung diese Si-
tuation ausnutzt und einige Filme und 
Video-Clips produziert, die nicht gegen 
Israel, sondern gegen Saudi-Arabien 
gerichtet sind“, so Anoush. Damit könn-
te es zu einer Verschiebung des ideolo-
gischen Feindbildes kommen, denn ein 
äußerer Gegner hat schon immer zur in-
neren Einigkeit und damit zur Stabilität 
des Systems beigetragen. „Propaganda-
filme gehen zukünftig vielleicht mehr in 
eine nationalistische Richtung, denn Ira-
ner sind ein sehr nationalistisches Volk, 
das in manchen Aspekten auch ein wenig 
rassistisch ist, besonders gegenüber Ara-
bern“, prognostiziert der Kurator. Selbst 
ein Rückgang der Produktion von Pro-
pagandafilmen zeugt noch nicht von De-
mokratisierung, sondern sagt vor allem 
aus, dass die Machthaber dieses Mittel 
nicht mehr als effektiv erachten. Dieser 
Meinung ist auch Anoush: „Ich glaube, 
in den nächsten zehn Jahren sehen wir 
nicht mehr so viele klassische Propag-
andafilme im Iran, aber das bedeutet 
auch nicht, dass alles besser wird.“
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unique: Können Fotojournalisten objektiv als „Augenzeu-
gen“ oder „Chronisten“ in Krisengebieten arbeiten? Oder 
sind sie durch den Sucher ihrer Kamera immer subjektiv? 
Koltermann: Schon der Begriff „Augenzeuge“ sowie das Arbei-
ten mit der Kamera beinhalten eine gewisse Subjektivität. Die 
ist jedoch nicht problematisch, ist sie doch jeder Form von Beob-
achtung immanent. Man spricht im Fotojournalismus auch eher 
von Authentizität als bildspezifischer Norm des journalistischen 
Objektivitätsanspruches. Diese Authentizität entsteht durch be-
stimmte Praktiken des Sehens und Darstellens. Da spielt die 
Journalisten-Ausbildung eine Rolle, doch wichtiger sind die 
Institutionen, in denen die meisten Fotojournalisten arbeiten, 
wie die internationalen Agenturen AFP, AP oder Reuters. Deren 
Praktiken und Routinen gewährleisten gewisse Standards der 
Beobachtung. Ein interessantes Ergebnis meiner Forschung ist 
übrigens, dass die für die internationalen Agenturen tätigen Fo-
tojournalisten pro Ereignis eine Vielzahl von Bildern anfertigen: 
Der Standard liegt bei sechs bis zehn Bildern. Das fällt natürlich 
in der Praxis unserer Nachrichtenmedien unter den Tisch, die 
in der Regel nur ein Bild publizieren.

Haben also die Bildagenturen und -redaktionen die ei-
gentliche Verantwortung?
Dieser Prozess der Bildkommunikation ist tatsächlich die Krux, 
da er eine Vielzahl von Stadien hat, an denen verschiedene Ak-
teure mit unterschiedlichen Interessen beteiligt sind. Hier ist 
auch ein großer Unterschied zum textlichen Auslandsjournalis-
mus zu sehen, wo die Redaktionen oft direkt mit den Auslands-
korrespondenten – sofern es diese noch gibt – Rücksprache 
halten. Das gibt es bezogen auf das Bild, zumindest im Nach-
richtenjournalismus, so nicht. Insofern tragen Bildagenturen 
als zwischengeschaltete Instanz eine sehr große Verantwor-
tung. Prinzipiell halte ich das auch nicht für problematisch, so-
fern der Medienkonsument um diesen Prozess weiß. Hier fehlt 
jedoch oft eine spezifisch visuelle Medienkompetenz.

Ist es im Fotojournalismus überhaupt möglich, eine neu-
trale „Beziehung“ zum Konflikt einzunehmen oder wird 
immer die „Botschaft“ einer Partei nach außen getragen?
Grundsätzlich ist Neutralität ein Begriff, den ich für völlig un-
passend halte. Diesen Anspruch kann niemand erfüllen. Selbst 
die Konfliktbearbeitung spricht nicht von Neutralität, sondern 
von Allparteilichkeit, also allen Parteien eine Stimme zu geben. 
Dazu kommt, dass jeder Mensch, auch der Journalist, ein Recht 
auf eine eigene Meinung hat. Die Frage ist, wie sich diese zu 
ihrer professionellen Rolle verhält. Dazu kommt, ob sie über-
haupt den Handlungsspielraum besitzen, ihre eigene Version 
einer Geschichte zu erzählen: Meine Forschung zeigt, dass es 

in großen Agenturen wie AFP, AP und Reuters so starre Struk-
turen, Hierarchien und Vorgaben gibt, dass einzelne Fotogra-
fen kaum ihre eigene Agenda durchdrücken können. Somit ent-
scheidet die Redaktion, welches Ereignis dokumentiert wird 
und welche Bilder nachher in Umlauf gebracht werden. 

Akteure im Israel-Palästina-Konflikt nutzen Fotos oft ge-
zielt für die Unterstützung ihrer Sichtweise. Sind damit 
alle Einzelbilder der Pressefotografie einer einseitigen 
Interpretation ausgeliefert?
Hier ist es wichtig zu unterscheiden zwischen Bildern, die von 
professionellen Fotojournalisten produziert werden und Bil-
dern, die von Fotografen direkt oder indirekt für Konfliktak-
teure produziert werden. Bei Bildern, die direkt von Konflikt- 
akteuren, etwa der israelischen Armee, veröffentlicht wurden, 
handelt es sich natürlich um PR-Bilder, die entsprechend ge-
lesen werden müssen. Noch komplexer wird es durch Kom-
munikation in den sozialen Medien, wo Bilder unterschiedli-
cher Herkunft für die eigene politische Agenda genutzt oder 
gar missbraucht werden. Aber da haben wir es natürlich nicht 
mehr mit Journalismus zu tun.

Was sind generelle Mechanismen des Fotojournalismus 
in Krisengebieten und welchen Einfluss üben sie auf die 
Veröffentlichung aus?
Grundsätzlich ist in jedem Fall abzuwägen, welchen Einfluss 
die konkreten Produktionsbedingungen auf die Veröffentli-
chung haben, da Produktion, Distribution und Publikation je-
weils anderen Gesetzmäßigkeiten folgen. Ein wichtiger Faktor 
für die Bildproduktion ist auf jeden Fall die Struktur der inter-
nationalen Medienagenturen in einer Region sowie der Grad 
der Präsenz internationaler Fotografen. Dazu kommen Fragen 
bezüglich der politischen Rahmenbedingungen, also beispiels-
weise des Zugangs zu den verschiedenen Konfliktakteuren. Ein 
anderes wichtiges Thema ist die fotografische Tradition in der 
jeweiligen Region und damit verbunden die Ausbildungssituati-
on lokaler Fotoreporter und deren professionelle Sozialisation. 
All diese Faktoren zusammen bestimmen den Produktionskon-
text, also die Frage, welche Bilder verfügbar sind.

Herr Koltermann, vielen Dank für das Gespräch.

Die Fragen stellten Lea & Belind.

Felix Koltermann ist wissenschaftlicher Mitarbeiter am Institut 
für Medien, Theater und Populäre Kultur der Uni Hildesheim. 
Sein Buch Fotoreporter im Konflikt ist im transcript-Verlag 
erschienen.

Felix Koltermann, Autor des Buches Fotoreporter im Konflikt, spricht über Entscheidungs-
spielräume von Fotojournalisten und den Missbrauch von Fotos aus Krisengebieten.

„Es fehlt oft visuelle Medienkompetenz“
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Manchen Leser mag das Gedicht „Schnee“ des  
niederländischen Dichters Tsead Bruinja gedanklich in 

die Kindheit zurückversetzen. In jene Momente, in denen phan-
tasielose und lustlose Erziehungspersonen Kinder mahnend, 
ihre Teller leer zu essen, vermeintlich sinnig argumentieren, 
anderswo gäbe es Kinder, die verhungern. Wahrscheinlich ist 
der kleine Tsead an dieser pädagogischen Weisung auch nicht 
vorbeigekommen. Denn das Denken des Dichters kreist immer 
wieder um die Frage: Mit welcher Rechtfertigung kann sich 
der Mensch in Anbetracht der gravierenden Ungerechtigkei-
ten in der Welt über seine kleinen Leiden beklagen?
Bruinja lässt seine Gedichte immer in unvollkommenen Wel-
ten spielen, in denen die Vermeidung von Leid das größtmögli-
che Glück ist. Das nächste Unheil haben seine in verletzlichen 
Körpern gefangenen Protagonisten stets im Hinterkopf. Der 
Schnee wird in ihren Köpfen nie in seiner reinen Schönheit ge-
sehen werden, denn das Schmelzen ist unwillkürlich in seinem 
Wesen angelegt. Bruinja hält uns in seinen Gedichten unser 
Unvermögen vor, unabhängig vom eigenen Leid zu denken und 
stellt das Recht auf Selbstmitleid in Frage. Er stellt das Leid 
nicht in den Kontext einer größeren Sinnhaftigkeit, sondern 
beschränkt sich auf das Aufzeigen des Istzustandes, sammelt 
in seinen Gedichten Bilder unserer Welt und setzt sie gekonnt 

ein, um eine leidvolle Spannung von Tragik und Sinnlosigkeit 
zu erzeugen.
Der Gedichtband Spezialist auf dem Gebiet von Fenster- 
rahmen ist eine Einladung in eine unbequeme Welt, in der  
Bruinja seinen Gästen nichts erspart. Die menschlichen Ängste 
und Leiden, wie Tod, Vergänglichkeit oder Verwesung werden 
schonungslos aufzeigt. Dabei öffnet er keine pädagogischen 
Schubladen, zwingt seine Leser nicht dazu, ihre Teller leer 
zu essen und ködert sie auch nicht mit Sonnenschein für den 
nächsten Tag. Bruinja bevormundet nicht, instrumentalisiert 
kein Mitgefühl, sondern nimmt seine Leser ernst. 
Der Leser liest in „Schnee“ vom Schrecklichen, ohne es nach-
fühlen zu können. Der Protagonist versucht das Leiden seiner 
Mitmenschen noch nicht einmal zu verstehen, sondern flüch-
tet sich sprachlich in bloße Verneinungen. Subtil wirft Bruinja 
damit die Frage auf, ob der Mensch überhaupt in der Lage ist, 
Empathie zu empfinden.

Tsead Bruinja:
Spezialist auf dem Gebiet von Fensterrahmen. Gedichte
Edition Virgines 2016
90 Seiten
12,00 €

WortArt

von Tina

Das fremde Gedicht

Die gesammelten Leiden des Tsead Bruinja
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Schnee (Auszug)

im jahr 2008 war ich keine frau von fünfundfünfzig

lag ich keine drei tage unterm schnee begraben

wurde meine eigene frau nicht von zehn männern vergewaltigt

und leblos aus einem fahrenden armeelaster geworfen

wurden uns unsere kinder nicht weggenommen

im jahr 2008 war ich ein mann von vierunddreißig

rannte ich zusammen mit meiner frau

nackt über den strand der deutschen insel Sylt

sprangen wir in eine aprilkalte nordsee

und alles an mir wurde klein

im Jahr 2008 war ich kein schwarzer

bewarb mich nicht um die präsidentschaft

es waren keine hundert gewehre auf mich gerichtet

wurde ich nur mäßig gehasst

Sneeuw

in het jaar 2008 was ik geen vrouw van vijfenvijftig

lag ik niet drie dagen bedolven onder de sneeuw

werd mijn eigen vrouw niet door tien mannen verkracht

en levenloos uit een rijdende legertruck geworpen

werden onze kinderen niet van ons afgepakt

in het jaar 2008 was ik een man van vierendertig

rende ik samen met mijn vrouw

naakt over het strand van een duits waddeneiland

doken we een aprilkoude noordzee in

alles aan mij werd klein

in het jaar 2008 was ik niet zwart

deed ik geen gooi naar het presidentschap

waren er geen honderd geweren op me gericht

werd ik maar matig gehaat
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Winston Smith und Bernard Marx 
stehen an entgegengesetzten 
Enden zweier dystopischer 

Visionen: Der eine ist Parteimitglied in 
einem totalitären Polizeistaat und mit 
der Korrektur früherer Zeitungsarti-
kel beschäftigt, der andere arbeitet als 
Schlaf-Lern-Experte an der Spitze eines 
hoch technologisierten Weltstaates, der 
Genuss über alles stellt. Winston ist der 

Protagonist von 1984, ein Roman, des-
sen Name heute synonym für staatliche 
Eingriffe in die Privatsphäre des Bürgers 
und die zunehmende Überwachung des 
öffentlichen Raums steht. Brave New 
World, die andere Vision, gehört zwar 
auch zum Kanon der großen Dystopien, 
bietet Zeitgenossen aber wenig Anlass, 
sie als die Blaupause für eine gegenwär-
tige gesellschaftliche Negativentwick-
lung zu betrachten. 
Als Neil Postman, Kommunikationswis-
senschaftler und Medienkritiker, 1985 
seine Bedenken über das Fernsehen in 
der modernen Konsumgesellschaft zu 
Papier brachte, hatte er dabei verblüffen-
derweise das Leben von Bernard Marx 
vor Augen. Er unterscheidet zwischen 
der Orwellschen Vision der Zukunft, 
in der totalitäre Regierungen den Ein-
zelnen entrechten und der von Aldous 
Huxley, in der Menschen sich durch steti-
ge Tabletteneinnahme in die Glückselig-

keit therapieren. Für ihn stellte der Un-
terhaltungsanspruch des Fernsehens ein 
Prä-Soma dar, ein Einlullungsinstrument, 
das Menschen dazu verleitet, ihre Rech-
te erst gar nicht wahrnehmen zu wol-
len. Spricht aus Postman die Angst vor 
technologischem Fortschritt? Ist er ein 
Salonkonservativer, der in Innovationen 
eine Bedrohung der menschlichen Na-
tur sieht und sie deswegen kategorisch 

ablehnt? Nein, so einfach ist es nicht. Er 
ist keineswegs ein älterer Mann, der sich 
von der zunehmenden Geschwindigkeit 
der Welt abgehängt fühlt. Er ist weniger 
ein Skeptiker neuer Technologien, als ein 
um die Bewahrung menschlicher Krea-
tivität und Urteilskraft besorgter Intel-
lektueller. Dabei findet er es keinesfalls 
bemängelnswert, dass Fernsehen selbst-
verständlich auch triviale Unterhaltung 
bedeutet. Gegenstand seiner Kritik sind 
die vermeintlich gehobenen Fernseh-
formate, die den Selbstanspruch haben, 
Informationen aufzubereiten und über 
wichtige Ereignisse zu informieren. Ihm 
dienen die Nachrichten als eindrückli-
ches Beispiel: „Unser Fernsehapparat 
sichert uns eine ständige Verbindung 
zur Welt, er tut dies allerdings mit einem 
durch nichts zu erschütternden Lächeln 
auf dem Gesicht. Problematisch am Fern-
sehen ist nicht, dass es uns unterhaltsa-
me Themen präsentiert, problematisch 

ist, dass es jedes Thema als Unterhaltung 
präsentiert.“ Alle Informationen – nukle-
are Aufrüstung, Sportergebnisse, Präsi-
dentschaftswahlen, das Wetter – werden 
in einem gleichgültigen und gleichför-
migen Nebeneinander präsentiert. Es 
gibt keinen Platz für Kontextualisierung, 
das Thema wechselt alle zwei Minuten 
und hinterlässt einen umfangreich un-
informierten Zuschauer. Informations-

aufnahme wird Teil der Konsumkultur,  
Befriedigung erfolgt unmittelbar nach 
der Einnahme – Verdauung nicht notwen-
dig. Daher stellt Postman die Art, wie wir 
Informationen aufnehmen, mit der Ein-
nahme der Lustdroge Soma aus Brave 
New World gegenüber – ein treffender 
Vergleich.
Erwartungsgemäß wurde diese polarisie-
rende Beurteilung der Gegenwartskultur 
mit lautem Zu- wie Widerspruch aufge-
nommen. Bis heute wird über das zum 
Standardwerk gewordene Amusing Our-
selves To Death vortrefflich gestritten. 
Zeigt es doch, dass auch die Zukunftsbe-
fürchtungen aus Huxleys schöner neuer 
Welt sich (noch) nicht überlebt haben. 

Neil Postman: 
Amusing Ourselves To Death

The New York Times Company 1985
184 Seiten

16,00 $

klassiquer

Zum Glück betäubt in den Untergang
Vor über 30 Jahren wurde von Neil Postman mit Amusing Ourselves To Death eine zeitlose 
Kulturkritik verfasst. Die steile These: Das Elend der Menschheit lauert hinter freundli-
chen Gesichtern in den Nachrichten – nicht schnauzbärtigen Diktatoren.

von gouze

Brave New World
Im Jahr 632 nach Ford leben Menschen in einem Weltstaat, es gibt keine Krie-
ge, ein Leiden an Alter oder Krankheit ist dank modernster Medikamente no-
nexistent. Menschen werden genetisch modifiziert in Brut- und Aufzuchtanlagen 
erzeugt. Sie gehen keine langen, emotionalen Beziehungen mehr ein, sondern 
leben in einer auf Polygamie und maximalen Lustgewinn fixierten Gesellschaft. 
Die Lustdroge Soma macht alle zu fröhlichen und gut gelaunten Menschen.

Nach dem Dritten Weltkrieg, im Jahr 1984, werden die Menschen mit Überwa-
chung durch Gedankenpolizei und Parteispitzel aller Persönlichkeitsrechte be-
raubt, während sie in materiellem Elend leben. Vier Ministerien verwalten das 
totalitäre System durch fortwährende Geschichtsfälschung, Mangelwirtschaft, 
Etablierung des Neusprech und Verfolgung von Gedankenverbrechen. Fixpunkt 
der Gesellschaft ist der nie persönlich in Erscheinung tretende Big Brother. 

19841932, von Aldous Huxley 1949, von George Orwell 
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Als Orwell 1949 seinen berühmten dystopischen Roman  
Nineteen Eighty-Four veröffentlichte, hätte er sich wohl 

nicht träumen lassen, dass knapp sieben Jahrzehnte später viele 
seiner Visionen Wirklichkeit geworden sind. Zumindest die Vi-
deoüberwachung im öffentlichen Raum in Orwells Heimatland 
England hat den Standard von 1984 erreicht oder übertroffen.
Weniger sichtbar, aber mindestens gleich gefährlich, ist der 
zweite prominente Aspekt des totalitären Staates Orwellscher 
Prägung: die Manipulation durch die Sprache. Orwell wurde 
Zeuge des Sprachmissbrauchs im Dritten Reich wie auch in der 
Sowjetunion unter Stalin und 
spätestens der Zusammenbruch 
des Dritten Reiches führte einer 
globalen Öffentlichkeit vor Au-
gen, welche Gräuel sich hinter 
scheinbar so harmlosen Begrif-
fen wie ‚Endlösung’ oder ‚Son-
derbehandlung’ verbargen.
Das in Orwells Ozeanien von der 
herrschenden Partei propagierte 
‚Neusprech’ (engl. Newspeak) 
geht jedoch in den meisten Punk-
ten über die normale Manipula-
tion durch Propaganda hinaus: 
Neusprech begnügt sich nicht 
mehr damit, Verbrechen durch 
den Einsatz von Euphemismen 
zu verschleiern oder durch gezielt herabsetzende Wortwahl ge-
wisse Gruppen von Menschen zu ‚enthumanisieren’. Neusprech 
will das Denken selbst bestimmen und den freien Willen des 
Menschen ausschalten, indem ihm die Möglichkeit genommen 
wird, irgendwelche von der offiziellen Sichtweise abweichen-
de Gedanken überhaupt zu formulieren. So kann ein Sprecher 
von Neusprech mit ‚frei’ nur noch als ‚frei von Ungeziefer’ oder 
ähnliche Konzepte ausdrücken, aber das Adjektiv nicht mehr in 
unserem philosophisch-ethischen Sinne verwenden. 
Noch radikaler als Orwell hatte bereits 1939 der britische 
Schriftsteller T. H. White diesen Vorgang anhand der Schil-
derung eines Ameisenstaates in seinem The Once and Future 
King (dt. Der König auf Camelot) geschildert. Im Kapitel 13 des 
ersten Buches wird Arthur durch den Zauberer Merlin in eine 
Ameise verwandelt und betritt den Ameisenhügel. Die Ameisen 
sind namenlose Nummern, können nur zwischen ‚getan’ und 
‚nicht getan’ unterscheiden und es fehlt ihnen jegliche Begriff-

lichkeit, um differenziertere Denk- und Empfindungsmuster zu 
etablieren. Damit nehmen sowohl White wie auch Orwell den 
im 19. Jahrhundert von Wilhelm von Humboldt aufgestellten 
Gedanken der linguistischen Relativität auf, welcher die sprach-
liche Bedingtheit der Wahrnehmung der Wirklichkeit postuliert. 
Im 20. Jahrhundert erlangte die Idee eine gewisse Berühmtheit 
in der Form der Sapir-Whorf-Hypothese, die in ihrer extremen 
Ausformung jedoch als widerlegt gilt.
Auf der sprachlichen Ebene sind wir zwar (noch) nicht so weit 
wie bei der elektronischen Überwachung, aber es haben sich 

gewisse Praktiken sprachlicher 
Manipulation etabliert, von de-
nen eine nicht zu unterschätzen-
de Gefahr ausgeht. Eine dieser 
Praktiken ist die Aktivierung 
von ‚Frames’ durch die Wahl be-
stimmter Begriffe. Damit werden 
automatisch die gewünschten 
Assoziationen beim Hörer her-
vorgerufen und seine Gedanken 
werden in eine bestimmte Rich-
tung gelenkt. So macht es einen 
Unterschied, ob der Nachrich-
tensprecher von der ‚Regierung 
in Damaskus’ oder eben vom 
‚Regime in Damaskus’ spricht: 
Beide Begriffe sind in den Nach-

richtensendungen anzutreffen, aktivieren jedoch zwei sehr un-
terschiedliche ‚Frames’: ‚Regierung’ assoziiert der Hörer mit 
Rechtsstaatlichkeit und einem legitimen Machtanspruch, wäh-
rend ‚Regime’ negativ konnotiert ist. Ähnlich funktionieren die 
Bezeichnungen für die Konfliktparteien: die ‚Aufständischen’ 
der einen Seite sind die ‚Terroristen’ der anderen.
Begriffe entscheiden so über Leben oder Tod und schaffen Re-
alitäten. Es ist deshalb die Aufgabe eines jeden mündigen Bür-
gers, den Gebrauch der Sprache kritisch zu hinterfragen – denn 
allzu schnell wird sonst aus dem unbescholtenen Mitmenschen 
ein ‚Gefährder’, und vom ‚Gefährder’ zum ‚Tatverdächtigen’ ist 
es dann oftmals nur ein kleiner Schritt.

Über Manipulation bei Orwell und im Alltag schreibt  
Thomas Honegger, Professor für Anglistische Mediävistik an der  
FSU Jena.

Manipulierte Sprache, sprachliche Manipulation
Kolumne

von Thomas Honegger
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SOMMERTHEATER VON THEATERHAUS JENA UND JENAKULTUR ZUR ERÖFFNUNG 
DER KULTURARENA JENA 2017

In Zusammenarbeit mit JenaKultur und mit 

freundlicher Unterstützung der JENOPTIK AG.

Karten über die Tourist-Information Jena 

oder www.jena.de tickets 

VON FRIEDRICH HEBBELJUDITH
21.30 UHR, THEATERVORPLATZ6.7.    7.7.    8.7.    9.7.    Anzeige

Schon wieder den Abgabetermin fürs Referat vergessen oder ein Blackout beim Präsentieren 
gehabt? Wann triff t sich nochmal die Lerngruppe? Und die Geburtstagsparty in der WG?

Neben der praktischen Wochenübersicht bietet dieser Kalender Tipps und Tricks für eff ektives 
Lernen, richtiges Zitieren, strukturiertes Schreiben und sicheres Präsentieren. Dazu wertvolle 
Hinweise zur Planung von Praktika und Nebenjobs und erste Tipps zum Einstieg in die Berufs-
welt. Und nicht zu vergessen, jede Menge Unterhaltung für zähe Vorlesungen ...

GEISTREICH durch zwei Semester – der Semesterkalender!

Geistreich durch zwei Semester – Semesterkalender 
2017/2018
14,8x21 cm, 160 Seiten, Softcover, 9,95 €
ISBN: 978-3-476-04343-6
www.geistreichstudieren.de 

www.metzlerverlag.de

Anzeige
Anzeige



Als erster Ansprechpartner nehmen Sie die Anrufe unserer Kunden 
entgegen und leiten erste Maßnahmen im Schadenfall ein. Zum  
Beispiel, indem Sie den Kontakt zu Werkstätten herstellen oder einen 
Ersatzwagen organisieren. 

Sie sind kommunikativ und hilfsbereit? Sie telefonieren gerne und 
handeln jederzeit kundenorientiert? Dann sind Sie bei uns richtig!

Wir bieten Ihnen:
•	 12 konstante Monatsgehälter sowie ein zusätzliches, variables  

Monatsgehalt
•	 Studiengerechte Arbeitszeitgestaltung, ideal für die Vereinbarkeit 

von Job und Studium
•	 Fachliche Einarbeitung 
•	 Einen modernen Arbeitsplatz
•	 25 Tage Urlaub
•	 Kostenfreie Getränke, WLAN zur privaten Nutzung und eine  

Dachterrasse 

Ergreifen Sie in Jena Ihre Chance!
Wir haben den passenden Nebenjob für Sie (w/m).

Bewerben Sie sich noch heute unter
www.HUK-dienstleistung.de oder per E-Mail  
an bewerbung@HUK-dienstleistung.de
Wir freuen uns auf Sie!
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Freuen Sie sich auf: Spannende Herausforderungen und Verantwortung in einem neuen Team. Und das alles in einer Stadt, die zu den  
Wachstumsregionen in Thüringen zählt: in Jena.

Anzeige
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